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Anlage 1: Fordern und Fördern im SGB II – Zum Umgang mit Sanktionen 

 
Autoren: 
Rainer Göckler, Vorstandsprojekt SGB II der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg 
Prof. Dr. Gert-Holger Klevenow, Fachhochschule des Bundes, FB Arbeitsverwaltung, 
Schwerin 
 
Die Begriffe „Fordern und Fördern“ fassen auf prägnante Weise die Diskussion zusam-
men, die derzeit über die Veränderungsnotwendigkeit und -richtung des Sozialstaa-
tes.geführt wird. Von der aktiven Arbeitsmarktpolitik zur aktivierenden Arbeitsmarktpolitik, 
von der Wohlfahrt zur Arbeitstätigkeit: Seit Einführung des Job-Aqtiv-Gesetzes ist viel 
darüber geschrieben worden, und die Positionen scheinen sich weiterhin eher unver-
söhnlich gegenüber zu stehen.  
Verkürzt lassen sich die Extrem-Positionen folgendermaßen skizzieren: Der Staat muss 
oder soll entweder ausschließlich die Rahmenbedingungen des Marktes garantieren, o-
der aber er ist für die Wohlfahrt seiner Bürger verantwortlich. Bedingt durch Faktoren, wie 
die Internationalisierung der Märkte, die demografische Entwicklung oder die Engpässe 
in den öffentlichen Haushalten, entsteht die Notwendigkeit der Diskussion und der Ver-
änderung. Wie viel Sozialstaat können wir uns noch leisten? Und wie muss er künftig or-
ganisiert sein? Verringerungen der Leistungen des Sozialstaats haben eine Individuali-
sierung der Risiken zur Folge, die aus den Unwägbarkeiten des Arbeitsmarktes resultie-
ren. Diese Risiken sollen durch die Forderung nach einer höheren Flexibilität und Mobili-
tät der Arbeitskräfte gemildert oder gar aufgefangen werden. Damit verbunden ist die 
Forderung, dass „sich Arbeit wieder lohnen muss“ - eine Formel, die einen deutlicheren 
Abstand zwischen den unteren Einkommen und der Höhe der Sozialleistungen bei Ar-
beitslosigkeit umschreibt.   
Geht man mit Protagonisten der jeweiligen Auffassungen in die Diskussion, so stellt sich 
unter Nennung von Extrempositionen schnell heraus, dass es doch auch Gemeinsamkei-
ten gibt, die mit Fairness- und Gerechtigkeitsvorstellungen umrissen werden können. 
Beides sind unbestimmte Rechts- und Moralbegriffe mit verschiedenen Facetten. Für die 
Akzeptanz und damit für die Existenz moderner Staaten ist es jedoch unverzichtbar, sich  
zumindest partiell über die Bedeutung dieser Begriffe zu einigen. 
Auch „Hardliner“ zeigen Verständnis, wenn es um die Förderung eines jungen Sonder-
schulabgängers geht oder um die Unterstützung für einen 59-jährigen Arbeitnehmer nach 
Konkurs der Firma. Umgekehrt wird auch der engagierteste Sozialarbeiter hart, wenn er 
mit allen (finanziellen) Unterstützungsbemühungen, Hilfen und Absprachen einen Kun-
den betreut, der anschließend mit den einfachsten Ausreden jede sinnvolle Unterstüt-
zung aushebelt. Druck und Konsequenzen sind dann offen-sichtlich  der einzige Weg, 
den Kunden zu einem veränderten Verhalten zu bewegen, will die Gemeinschaft der 
Steuer-/Beitragszahler nicht hinnehmen, dass sich dieses unwirtschaftliche und gesamt-
gesellschaftlich schädliche Verhalten fortsetzt.  
Jemand, der Leistungen nach dem SGB II in Anspruch nimmt, muss sich den vorgege-
benen Bedingungen des Forderns und Förderns beugen, die im Gesetz durch den § 2 
(Grundsatz des Forderns) und den §14 (Grundsatz des Förderns) skizziert werden. Mit 
Begriffen, die das Menschenbild moderner Demokratien prägen und die sich fachsprach-
lich präzisiert beispielsweise in der Psychologie und in der Pädagogik wiederfinden las-
sen, weist auch der Gesetzgeber den Weg: „Eigenverantwortung“, „aus eigenen Kräften“, 
„umfassende Unterstützung“ oder „Beteiligung“ sind Begriffe, die darauf hinweisen, dass 
der Kunde zur Koproduktion in eigener Sache anzuregen ist, um die Bedingungen einer 
sozial leistungsfähigen Demokratie erhalten zu können. 
Die beteiligten Fachkräfte haben den Auftrag, diese beiden Seiten der Betreuungsaufga-
be, das Fördern und das Fordern, fallangemessen umzusetzen. Sie stehen dabei in ei-
nem ständigen Zielkonflikt zwischen den Anforderungen des Arbeitsmarktes und der ein-
stellenden Arbeitgeber einerseits und den individuellen Zielen, Wünschen wie auch Fä-
higkeiten der Leistungsempfänger andererseits. Gleichzeitig sollen sie dabei aber auch 
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dem Anspruch der Grundsicherungsträger nach wirtschaftlichem und effektivem Handeln 
gerecht werden. Dieser Widerspruch ist nicht auflösbar, er ist integrativer Bestandteil der 
Aufgabe und nur durch kompetente MitarbeiterInnen zu lösen, die in der Lage sein müs-
sen, diese Spannungsverhältnisse wahrnehmen und emotional aushalten zu können - 
denn nur dann können sie produktiv arbeiten. 
Das gesamte Spektrum der sichernden und integrativen Leistungen im SGB II unterliegt 
dem Primat der (un)mittelbaren Arbeitsmarktintegration (§ 3 (1) SGB II).  
Diese unterschiedlichen und zum Teil widersprüchlichen Anforderungen an die Fachkräf-
te gilt es mit Hilfe individueller Kompetenz im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben auszu-
tarieren. Standards (beispielsweise zum Fallmanagement) können dazu beitragen, ein 
bestimmtes Qualitätsniveau zu sichern. Neben den fachlichen Standards, die durch die 
geschulten Fachkräfte einzuhalten und umzusetzen sind, formuliert das SGB II eine Rei-
he von unterstützenden Angeboten (Fördern) und setzt gleichzeitig auch Grenzen, die 
von den Fachkräften nicht umgangen werden können (Fordern). Folgende Gegenüber-
stellung skizziert beide Seiten: 
 

Fördern Fordern 
 
Allgemein 
 
Integrative Leistungen 
• Unterstützung zum Führen eines von der 

Grundsicherung unabhängigen Lebens.  
• Eingliederungsleistungen sind unter Berück-

sichtigung von Eignung, individuel-
ler/familiärer Situation, voraussichtlicher 
Dauer der Hilfebedürftigkeit und der Dauer-
haftigkeit der Eingliederung zu erbringen. 

• Betreuung durch einen persönlichen An-
sprechpartner/ Fallmanager. 

• Abschluss einer abgestimmten Eingliede-
rungsvereinbarung. 

• Arbeitsmarktintegrative Leistungen aus dem 
SGB III. 

• Soziale Hilfen (Kinderbetreuung, Schuldner-
beratung, Suchtberatung, psychosoziale 
Betreuung). 

• Angebot von Arbeitsgelegenheiten des Zwei-
ten Arbeitsmarktes. 

• Nutzung von Unterstützungsnetzwerken. 
• Einstiegsgeld bei Aufnahme einer sozialver-

sicherungspflichtigen oder selbständigen Be-
schäftigung. 

• Freibeträge bei Aufnahme einer Erwerbstä-
tigkeit. 

 
Sichernde Leistungen 
• Sicherstellung des Lebensunterhaltes 

(einschl. Mietkosten) für den Hilfebedürftigen 
und seine Bedarfsgemeinschaft, einschließ-
lich bestimmter Mehrbedarfszuschläge 

• Befristete Zuschläge für Übergangsfälle Alg I 
• Bis zu 6 Wochen Weiterzahlung im Krank-

heitsfall 
• Einbindung in die gesetzliche Renten- und 

Krankenversicherung 

• Alle Möglichkeiten zur Beendigung oder Ver-
ringerung des Leistungsbezugs müssen ge-
nutzt werden. 

• Leistungen nach dem SGB II sind nachrangi-
ge Leistungen. 

• Aktive Teilnahme an allen Eingliederungs-
maßnahmen in Arbeit. 

• Pflicht zum Abschluss einer Eingliederungs-
vereinbarung. 

• Pflicht zur Aufnahme jedweder Beschäfti-
gung im Rahmen der Zumutbarkeitsgrenzen 
des §10 SGB II. 

• Einkommen und Vermögen aller Mitglieder 
der Bedarfsgemeinschaft sind im Rahmen 
der zulässigen Freigrenzen einzusetzen. 

• Absenkung und Wegfall der unterstützenden 
Leistungen bei Abbruch oder Weigerung zur 
Aufnahme zumutbarer Beschäftigungen oder 
Teilnahme an Maßnahmen. 

• Absenkung und Wegfall bei Nichtabschluss 
einer Eingliederungsvereinbarung bzw. 
Nichterfüllung der vereinbarten Inhalte. 

• Ersatzanspruchsberechtigung bei vorsätzli-
cher oder grob fahrlässiger Herbeiführung 
der Hilfebedürftigkeit einschließlich Unter-
haltszahlungen und Erbenhaftung. 

• Aufrechnungsansprüche bis zu 30% der 
maßgebenden Regelleistungen bei Erstat-
tungsansprüchen oder Schadensersatz. 

• Unverzüglicher Nachweis bei Arbeitsunfähig-
keit, ärztliches Attest spätestens am dritten 
Tag der Arbeitsunfähigkeit. 
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Jugendliche und junge Erwachsene 
 
• Junge Menschen unter 25 Jahren haben mit 

Antragstellung Anspruch auf ein integratives 
Angebot. 

• Beschränkung der Leistungen bei unter 
25jährigen (U25)auf Übernahme der Miet- 
und Heizkosten bei Verstößen nach § 31 
Abs.1,4) SGB II. 

 
  
Was bedeutet der Grundsatz des Forderns und Förderns für die Kunden, was für die täti-
gen Fachkräfte? 
 
Erster Grundsatz: 
Die abzuschließende Eingliederungsvereinbarung ist im Idealfall das Ergebnis eines ko-
operativen Aushandlungsprozesses! 
 

• Die Akzeptanz im Sinne. der Koproduktion steigt, wenn „WIN-WIN“-Situationen geschaf-
fen werden können. 

• Das gesamte Vorgehen der Fachkräfte ist für den Hilfebedürftigen transparent zu gestal-
ten. Weg mit versteckten Hinweisen in Niederschriften, Zeichen in IT-Verfahren und ähn-
lichem! Strittige Entscheidungen können durchaus auch einmal stehen bleiben, wenn es 
große Unterschiede bei der Gewichtung der Argumente gibt. 

• Bei vorgeschlagenen Maßnahmen, die nicht auf das Einverständnis des beteiligten Ar-
beitsuchenden stoßen, darf die fordernde Fachkraft nicht nur auf die Rechtsfolgen bei 
Verstößen hinweisen, sondern sollte auch nochmals die Gründe für die Maßnahmeteil-
nahme aus ihrer Sicht erläutern. 

• Ist der Hilfebedürftige zunächst nicht kooperativ, muss er immer wieder für die Zusam-
menarbeit gewonnen werden. 

• Die Schritte der Eingliederungsvereinbarung (Integrationsplanung) als Ergebnis der Bera-
tung sind so angemessen und klein gehalten, dass kein Kunde überfordert wird. Einem 
arbeitsentwöhnten Langzeitarbeitslosen sind andere Zeiträume und Schrittfolgen zur 
Reintegration einzuräumen als einem jungen Menschen, der frisch aus der Ausbildung 
kommt. 

• Die Beratung muss in den gesetzlichen Grenzen ergebnisoffen sein. Die Kunden sollen 
sich in den Prozess einbringen, eigene Vorstellungen und Wünsche für ihre berufliche 
Perspektive erarbeiten. Sie sollen ernst genommen werden in ihren Vorstellungen, bilden 
diese doch die erfolgreichste Grundlage für eine erfolgreiche Eingliederung.  

• Über- und Unterforderung sind ebenso zu vermeiden wie Über- und Unterförderung. Das 
schreibt sich leicht, ist in der Praxis aber häufig erst als Prozessergebnis genauer ein-
schätzbar. Werden Absprachen nicht eingehalten oder verfehlt, so ist zu prüfen, ob diese 
Grenzen im Einzelfall unter dem Aspekt von Fairness und Gerechtigkeit (im Sinne ge-
setzlich zugelassener Ermessensspielräume) eingehalten wurden.1 
 
Zweiter Grundsatz: 
Die Menschen sind klar und verständlich über die Rechte und Pflichten nach diesem 
Buch aufzuklären.  
Die Aushändigung eines Merkblattes reicht hierfür nicht aus! 
 

• Ein fester Bestandteil der Erstberatung ist die sachlich richtige und verständliche Aufklä-
rung über die Rechte und Pflichten nach dem SGB II. 

                                                 
1 Zitat eines erfahrenen Sozialamtsmitarbeiters: „Mögen die sichtbaren Veränderungen noch so klein sein:. Ich 
kann vieles mittragen, Hauptsache, mein Gegenüber bewegt sich überhaupt. Das Einzige, was nicht geht, ist 
nichts zu tun.“ 
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• Bei einer vorgeschlagenen Maßnahme ist immer zu prüfen, ob diese Maßnahme fallan-
gemessen fördert oder ob eine Platzierung nur deshalb erfolgt, weil ein Platz besetzt 
werden muss und (bessere) Alternativen nicht zur Verfügung stehen. Institutionelles oder 
professionelles Versagen darf nicht zu Lasten des schwächsten Glieds - in diesem Fall 
des Arbeitsuchenden - gehen. 

• Sanktionen sind nur hilfreich, wenn sie zu den angestrebten Veränderungen führen. Sie 
sind ein Steuerungsinstrument für die Fachkräfte, das nur angemessen dosiert die erhoff-
te Wirkung erzielt. Die beabsichtigten Wirkungen und erhofften Zielsetzungen, die mit 
dem Verhängen einer Sanktion verbunden werden, sollten angemessen kommuniziert 
werden, wenn sich hierzu die Gelegenheit bietet. Fehlverhalten sollte daher zu einer so-
fortigen oder zumindest sehr schnellen Absenkung der finanziellen Leistungen führen. 
Aktive Beteiligung sollte dagegen belohnt werden können, indem der negative Stimulus 
(weniger Geld) bei vollständiger Kooperation wieder vollständig eliminiert wird. Daraus 
lassen sich folgende Regeln ableiten: 

 Sanktionen sollten so schnell wie möglich wirksam werden; 
 abhängig von der Koproduktion durch den Kunden sollten die Sanktionen stufen-

weise zurückgenommen werden können; 
 die Dauer von Sanktionen sollte an die Koproduktion gebunden werden. 

• Bei weit reichenden Sanktionen sollte eine Entscheidung erst nach kollegialer Rückkop-
pelung durchgesetzt werden. Zu häufig sind Fehlinterpretationen des Falles durch die 
Fachkräfte Auslöser für Sanktionen, als dass auf die kollegiale Beratung verzichtet wer-
den könnte. 

• Werden nach sorgfältiger Abwägung Sanktionen vollzogen, sind die Wiederaufnahmekri-
terien der Betreuung zu beachten. Welche Bedingungen hat der Arbeitsuchende zu erfül-
len, um den Betreuungsanspruch der Fachkräfte erneut einfordern zu können? 

• Sanktionen sind nicht von „anonymen Mächten“ zu treffen, beziehungsweise dorthin zu 
delegieren, nur um das eigene „gute Image“ beim Arbeitssuchenden zu wahren. Glaub-
würdigkeit als persönlicher Ansprechpartner impliziert, dass auch unliebsame Entschei-
dungen thematisiert und durchgehalten werden. 

• Sind rechtliche und/oder organisatorische Forderungen an die Fachkräfte und Rechts-
vollzüge durch die Fachkräfte zwingend gegeben, so muss dies gegenüber dem Kunden 
thematisiert werden. Diese Form der Klarstellung erleichtert den Umgang zwischen 
Fachkräften und Arbeitsuchenden. Gleichzeitig ist davor zu warnen, dieses Verfahren zu 
sehr zu strapazieren.  

• Ein Beschwerdemanagement ist hilfreich, wenn es rechtzeitig vor offiziellen gerichtlichen 
Auseinandersetzungen zwischen den Streitparteien vermitteln kann. 

• Sanktionen sind auch immer vor dem Hintergrund kommunaler Auswirkungen zu prüfen. 
Es gibt kein weiteres Netz, dass die Menschen auffängt. 
 
 
Dritter Grundsatz: 
Mit dem Gesetz und den MitarbeiterInnen der ARGEn kann man vieles besprechen und 
vereinbaren - nur eines geht nicht: Nichts tun! 
 

• Die Erfahrungen unserer „erfolgreicheren“ europäischen Nachbarn lehren uns, dass 
„Bewegung“ einer der erfolgreichsten Integrationswege ist. Bewegung meint nicht sinn- 
und planlose „Spielchen“, das erkennen die Menschen sofort. Vorbei die Zeiten, als man 
dem IT-Fachmann noch einen Basiskurs EDV verpasste und dem Personalleiter den drit-
ten Kurs „Bewerbungstraining“. Kein Kunde muss derlei Entscheidungen annehmen. Er 
muss aber hinnehmen, dass sich die Fachkräfte intensiv mit ihm auseinandersetzen, 
Pläne schmieden, nachhaken, neue Wege suchen – und das in sehr kurzen Abständen. 
Wer sich dem entzieht und nicht mitwirkt, gefährdet in der Tat seinen Sozialleistungsan-
spruch. 

• Initiativen direkt beim Arbeitgeber ergreifen, den Traum von der eigenen kleinen Pizzeria 
verwirklichen, sein Hobby zum Beruf machen, die Teilqualifikation der letzten Tätigkeit 
ausbauen: Es gibt viele Wege zum beruflichen Glück – und trotz ungünstiger Arbeits-
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marktchancen ist selbst in Bezirken mit einer hohen Arbeitslosenquote Bewegung vor-
handen. Warum soll nicht gerade dieser Kunde davon profitieren? Demotivieren ist tabu! 

• Bei Bedarfsgemeinschaften prüfen die Fachkräfte, ob nicht produktive Bewegung in der 
gesamten Familie erzeugt werden kann. Nehmen Sie Ehe-/Lebenspartner und auch an-
dere erwerbsfähige Hilfebedürftige mit in das Gespräch! Erstaunlich, was dabei manch-
mal heraus kommt, wie sich die Familienmitglieder untereinander häufig dazu anregen, 
etwas zu tun und Ideen potenzieren. Erzeugen Sie eine Aufbruchstimmung, das ist die 
Chance des SGB II und der Arbeitsgemeinschaften! 



Anlage 2 zum Fachkonzept 

 

Anlage 2: Vom Profiling, den Vermittlungshemmnissen und den Zuweisungs-
kriterien zum Fallmanagement – Eine Einführung 

 
Autoren 
Rainer Göckler, Vorstandsprojekt SGB II der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg 
Helmut Rudolph, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nürnberg 
 
 
Einer der zentralen Gedanken des Job-AQTIV-Gesetzes (2002) bestand darin, Langzeitar-
beitslosigkeit zu verhindern und den Einsatz von Hilfen zur Arbeitsmarktintegration frühzeitig 
zu ermöglichen. Die Kehrtwende von einer rein kurativen Arbeitsmarktpolitik zu einer präven-
tiven Ausrichtung, wie schon lange in den Europäischen Beschäftigungsleitlinien gefordert, 
wurde damit vollzogen. Das „Gesetz zur Grundsicherung für Arbeitsuchende“ (SGB II), das 
zum 1. Januar 2005 in Kraft tritt, setzt diese Entwicklung fort, in dem es die präventiven Ele-
mente über den § 16(1) SGB II aus dem Arbeitsförderungsrecht übernimmt und um eigene 
Komponenten (zum Beispiel Einstiegsgeld) ergänzt. 
Durch den Leitgedanken der Prävention können formale Zielgruppen-Kriterien wie „Langzeit-
arbeitsloser“2, „Älterer Arbeitsloser“, „Berufsrückkehrerin“ oder „Gering Qualifizierter“ bei Ein-
gliederungsbemühungen in Beschäftigung mit Hilfe der Förderinstrumente nicht mehr allein 
entscheidend sein. Sie treten zurück gegenüber einer individuellen Beurteilung der Einglie-
derungschancen. Statt einer eindimensionalen Prüfung auf die Zugehörigkeit zu einer Ziel-
gruppe tritt eine mehrdimensionale Prüfung der Stärken und Schwächen in bezug auf die 
Beschäftigungsfähigkeit („employability“). Für diese durch das Job-AQTIV-Gesetz vorgege-
bene Prüfung hat sich schnell der Begriff „Profiling“ durchgesetzt.  
Ein Profil erstellen bedeutet, mehrere Eigenschaften zu berücksichtigen. Die Beschäfti-
gungschancen von Arbeitslosen hängen nicht allein von dem erlernten Beruf und formalen 
Abschlüssen ab. Arbeitgeber entscheiden auch nach dem Stand der Kenntnisse und speziel-
len Berufserfahrungen über die Auswahl von Bewerbern. Außerberufliche Merkmale wie 
Selbstdarstellung und Selbstvertrauen beeinflussen den Eindruck im Vorstellungsgespräch. 
Familiäre Bindungen, Mobilitätsbereitschaft und zum Beispiel Führerschein können aus-
schlaggebend für eine schnelle oder langsame Arbeitsaufnahme sein. Welche Merkmale zu 
einem Chancen-Profil gehören, ist noch kaum systematisch untersucht worden und kann 
wohl nicht abschließend bestimmt werden. Profiling bezeichnet daher auch eine neue Orien-
tierung, nicht nur die formale Qualifikation bei der Vermittlung auf Stellen zu berücksichtigen, 
sondern die Eignung einer Person für potentielle Stellen in unterschiedlichen Einsatzgebie-
ten „ganzheitlich“ zu sehen.  

 
Dimensionen von Profiling 
Für eine sinnvolle Weiterentwicklung des Instruments ist eine Verständigung über die Inhalte 
und die Funktion von Profiling sinnvoll. Einigkeit besteht, dass zu einem Profil die Bewertung 
beruflicher Kenntnisse und Qualifikationen gehören, die einigermaßen objektiv nachgewie-
sen werden können. Alter und Berufserfahrung, Gesundheitszustand und körperlich-geistige 
Belastbarkeit beeinflussen die Eingliederungschancen, sind in ihren Auswirkungen aber be-
reits schwerer einzuschätzen. Unsicherheit herrscht, ob soziale Qualifikationen und Verhal-
tensweisen verlässlich erkannt und in ihren Auswirkungen auf die Vermittlungschancen be-
wertet werden können. Erfahrungen zeigen, dass auch außerberufliche Sachverhalte wie 
Besitz von Führerschein und Auto oder Anbindung im Nahverkehr, Schulzeiten und Kinder-
betreuung die Möglichkeiten zur Arbeitsaufnahme wesentlich bestimmen. 
Ein breites Spektrum an Merkmalen, Kenntnissen und Präferenzen der Arbeitsuchenden 
sowie ihre Lebenssituation kann sich günstig oder ungünstig auf die Chancen einer Ar-
beitsaufnahme auswirken. 
                                                 
2 Zumindest der Kundenkreis der Arbeitslosen nach Ausschöpfung des ALG I-Anspruchs (bisherige ALHI-Empfänger) ist 
weitüberwiegend zu den Langzeitarbeitslosen zu rechnen. 
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Vermittlungshemmnisse und Profiling 
In diesem Zusammenhang gewinnt der Begriff „Vermittlungshemmnis“ an Bedeutung. In 
ihm drücken sich die Diskrepanzen zwischen arbeitsmarktlichen Anforderungen und indivi-
duellen Profilen aus.  
Der Grad der Angleichung zwischen berufsbezogenem Bewerberprofil und Tätigkeitsprofil 
lässt sich nicht klar bestimmen und unterliegt letztendlich individueller Beurteilung. Sie reflek-
tieren die Ermessensspielräume, die jede Fachkraft im Rahmen der beruflichen Beratung 
und Vermittlung zu leistenden Eignungsfeststellung (vergleiche §§ 32, 35 (3) SGB III) hat.  
 
Eine zusammenfassende Übersicht über das, was als „Vermittlungshemmnis“ zu bewerten 
ist, gibt es nicht. Grundsätzlich können Vermittlungshemmnisse auf Seiten der Betriebe auf-
treten wie auch auf Seiten der Bewerber. Betriebliche Strategien versuchen Vermittlungs-
hemmnisse über Substitution oder Anpassung zu lösen. Bei arbeitnehmerbezogenen Ver-
mittlungshemmnissen nimmt der Gesetzgeber selbst Bezug auf diesen Begriff (vergleiche § 
217 SGB III) und in verschiedenen Publikationen findet man die Steigerung auf „multiple 
Vermittlungshemmnisse“, wenn damit ein Personenkreis beschrieben werden soll, der erheb-
liche Reintegrationsprobleme auf dem Arbeitsmarkt aufweist. 
Zur Gruppierung von Vermittlungshemmnissen gibt die unten stehende Tabelle eine erste 
Strukturierungshilfe. 

 
Für die Entwicklung von Handlungsstrategien muss die Kategorisierung der Vermittlungs-
hemmnisse individuell differenziert werden, da es eine absolute Größe für den Begriff Ver-
mittlungshemmnis nicht gibt. Eine starre Kategorisierung von Vermittlungshemmnissen muss 
– neben sozialstaatlichen und (verfassungs-)rechtlichen Fragezeichen – unter Eignungsge-
sichtspunkten problematisiert werden: 
Ein Katalog vermittlungshemmender Merkmale, nach dem Vermittlungs- und Beratungsfach-
kräfte quasi in einem festen Gerüst von vorgegebenen Vermittlungshemmnissen durch an-
kreuzen ihre Vermittlungsstrategie festlegen, wird der Vielzahl der Lebenssituationen nicht 
gerecht. Das vermittlungshemmende Merkmal „fehlende Mobilität/kein Führerschein“ ist für 
stadtnah wohnende Arbeitslose im Verkaufsbereich sicherlich kaum ein Hindernis, während 
es für berufliche Tätigkeiten mit Reisetätigkeit/PKW-Erfordernis oder bei Betrieben ohne aus-
reichende Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr unter Umständen schon ein 
Ausschlusskriterium darstellt. Ein Katalog vermittlungshemmender Merkmale übersieht, dass 
die Gewichtung einzelner Merkmale durch andere Qualifikationen unterschiedlich stark kom-
pensiert werden kann. Die Merkmale „Alter, gesundheitlich beeinträchtigt und ohne Berufs-
abschluss“ sind für einen angelernten Arbeitnehmer im Baugewerbe als erheblich einzustu-
fen. Die gleichen Merkmale, von einem praxiserfahrenen PC-Spezialisten (Studienabbruch, 
betriebsbezogene Programmierzertifizierung, letzte Tätigkeit Systementwicklung) erfüllt, 
zieht – je nach regionaler Arbeitsmarktsituation – unter Umständen nicht  einmal den Einsatz 
arbeitsmarktpolitischer Instrumente nach sich. Das Beispiel lässt sich auf Personen mit glei-
cher beruflicher Tätigkeit zuspitzen, von denen einer Kompensationsmöglichkeiten durch 
beruflich oder außerberuflich erworbene Zusatzqualifikationen aufweist. 
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Tabelle : Kategorisierung vermittlungshemmender Merkmale 
 

Marktbedingt 
Persönlichkeitsmerkmal/ 
Hemmnis durch Person nicht 

zu beeinflussen 

Persönlichkeitsmerkmal/ 
Hemmnis durch die Person be-

dingt zu beeinflussen 
Zahl der angebotenen 
Arbeitsplätze (Quantita-
tiver Aspekt) 

 Alter 
 Behinderung/Gesundheit 
 Geschlecht 
 Nationalität 

 

 Mangelnde Sprachkenntnis-
se 

 Ungünstiges Erscheinungs-
bild 

 Fehlqualifikation/ veraltete 
Qualifikation 

  Berufsrückkehrer 
 Vorstrafen 

 Fehlender Führerschein/ 
Auto 

Qualität der angebote-
nen Arbeitsplätze 

 Langzeitarbeitslosigkeit 
 Familiäre Bindung 
 fehlende Mobilität durch 

Pflege, Erziehung/ Haus 
 Intellektuelle Leistungsfä-

higkeit 

 Verhaltensauffälligkeiten 
 Verwahrlosung 
 Mangelnde Anpassungsfä-

higkeit an betriebliche Erfor-
dernisse  

 Motivation 
 

 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitische Strategien 

(Beispiele) 
 Hemmnisse durch arbeits-

markt- oder sozialpolitische 
Instrumente zum Teil kom-
pensierbar 

Hemmnisse durch arbeits-
markt- oder sozialpolitische 
Instrumente zum Teil redu-
zierbar 

• Berufliche Aus- und 
Weiterbildung 

• Arbeitsgelegenhei-
ten/ABM 

• Job-Rotation 
 

• Eingliederungszuschüsse 
• betriebliche Trainingsmaß-

nahmen 
• Einstiegsgeld 
• Betreuungsplätze 

• Trägerbezogene Trainings-
maßnahen 

• Arbeitsgelegenheiten/ABM 
• Aus- und Weiterbildung 
• psychosoziale Hilfen 
• sozialintegrative Hilfen 
• § 10 SGB III 

 
 

Ein Katalog vermittlungshemmender Merkmale kann auch niemals die unterschiedliche Ein-
stellungspraxis der Betriebe widerspiegeln. Das Vermittlungshemmnis „Überschuldung“ wird 
neben berufsspezifischen Ausprägungen (je geldnäher, je problematischer) auch in einer 
gleichartigen Tätigkeit von verschiedenen Arbeitgebern unterschiedlich gewichtet. Beispiel: 
Gewerbliche Betriebe reagieren sehr unterschiedlich auf die mit Überschuldung häufig ein-
hergehende Mehrarbeit durch Lohnpfändungen etc. Die Bedeutung dieses Merkmals 
sinkt/nimmt zu mit der Größe des Betriebes (eigene Personalabteilung mit erfahrenen Kauf-
leuten), dem Auftragsdruck und Personalmangel, den Vorerfahrungen mit vergleichbaren 
Fällen oder der subjektiven Einstellung der Personalverantwortlichen zu diesem Merkmal. 
Darüber hinaus kann man an diesem Merkmal auch gut die „Beliebigkeit“ mancher vermitt-
lungshemmenden Merkmale verdeutlichen. Wann spricht man von Überschuldung? Wie 
hoch muss der Pfändungsbetrag sein, um zu einem vermittlungshemmenden Merkmal zu 
werden?  
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Eine weitere Problematik, gerade - aber nicht nur - auch für die Ausbildungsvermittlung, zeigt 
sich in der Frage der individuellen Umgehensweise der Kunden mit vermittlungshemmenden 
Merkmalen aus dem sozialen/persönlichen Qualifikationsprofil. Bei einer Eignungsaussage 
werden Vergangenheitsbewertungen und -erfahrungen auf die Zukunft übertragen. Ein stati-
scher Eignungsbegriff, der auf das „Passen“ von Person und Beruf abstellt, greift in jedem 
Fall zu kurz. Er unterschlägt Veränderungsvorgänge auf Seiten der Person wie der berufli-
chen Umwelt, die den Unwägbarkeiten einer in die Zukunft gerichteten Prognose innewoh-
nen. Mit anderen Worten: Das vermittlungshemmende Merkmal „äußeres Erscheinungs-
bild/Kleidung“ mag sich schnell in Abhängigkeit von der Attraktivität des Angebots verflüchti-
gen, das Merkmal „intellektuelle Leistungsdefizite“ vor dem Hintergrund einer umworbenen 
Ausbildung durch erhöhte Motivation aufgefangen werden. 
Die Auswirkungen stereotyp angewendeter Vermittlungsstrategien nach innen sind nicht we-
niger problematisch. Einige Hinweise mögen dies verdeutlichen, können  aber in diesem 
Rahmen nicht weiter vertieft werden: 
• Gefahr der Entbindung von Beratungs- und Vermittlungsfachkräften sowie von persönli-

chen Ansprechpartnern zur Feststellung der arbeitsmarktbezogenen Auswirkungen sol-
cher Hemmnisse. 

• Stereotyper Einsatz von arbeitsmarktpolitischen Instrumenten und unter Umständen auch 
Ausweitung des finanziellen Aufwandes. (Wie reagiert die Arbeitgeberseite auf solche 
Kataloge?) 

• Einschränkung von Gestaltungsspielräumen der Beratungs- und Vermittlungsfachkräfte, 
insbesondere in Koppelung mit haushaltsmäßigen Restriktionen. 

• Unterlaufen des gesetzlichen Auftrages nach individueller Beratung und Ausgestaltung 
der Eingliederungsstrategien. 

 
Im Rahmen eines soliden Profiling ergeben sich Vermittlungshemmnisse aus der arbeits-
marktbezogenen Bewertung von berufsbezogenen Qualifikationen, persönlichen Eigenschaf-
ten und Lebensumständen. Sie sind, wie die obigen Ausführungen zeigen, in jedem Einzel-
fall erneut festzustellen und jeweils abhängig von der regionalen Arbeitsmarktlage und dem 
individuellen Leistungsprofil (hard und soft skills). 
Profiling ist somit ein Instrument im Vermittlungsprozess, in dem Interaktionen zwischen Ar-
beitssuchendem, Vermittler und Arbeitgeber auftreten. Demzufolge ergeben sich auch spezi-
fische Funktionen, die sich in vier Zieldimensionen fassen lassen: 
1. Chancen- und Risikoeinschätzung 
2. Systematisierung durch Überprüfbarkeit 
3. Strategiewahl der Vermittlung 
4. Steuerung und Kontingentierung von Personal- und Förderressourcen. 

 
In der Praxis können die beschriebenen vier Funktionen mit unterschiedlichem Gewicht ge-
nutzt werden: 

 
• Das IAB hat in seinem Modellprojekt „Profiling“ vorrangig die Möglichkeit der Risikoprog-

nose von Langzeitarbeitslosigkeit untersucht. 
• Das Kansmeter-Verfahren in den Niederlanden unterstützt die Strategiewahl, ob und mit 

welchen Instrumenten Unterstützung bei der Eingliederung geleistet werden soll. 
• Mit dem Profiling-Instrument (WPRS) werden in den USA die Kapazitäten für Aktivie-

rungsmaßnahmen gesteuert. 
• Der Co-Pilote Insertion in Frankreich als psychologischer Test diente als Instrument, um 

den Beratungs- und Selbstreflexionsprozess bei beruflicher Neuorientierung zu struktu-
rieren. 
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Konsistente Nutzung 
Wichtig erscheint, Kundenfragebogen, Profiling, Eingliederungsplanung (Strategiewahl) und 
-vereinbarung logisch und praktisch aufeinander zu beziehen.  
Ein Fragebogen sollte die Arbeitslosen, wenn möglich, auf die Gesprächsthemen im  Profi-
ling gedanklich vorbereiten und dem Vermittler Hinweise für Einstufung und Strategiewahl 
geben, die dann in der Eingliederungsvereinbarung festzuhalten sind. 
Die Erwartungen der Arbeitsuchenden an die Dienstleistungen der Arbeitsagenturen und 
Arbeitsgemeinschaften sind vielschichtig. Sie sollten im Erstgespräch gezielt geklärt werden, 
um eine Kundenbeziehung kompetent aufzubauen und Motivation für die Zusammenarbeit 
zu erhalten: 
• Über einen Fragebogen zur Vorbereitung des Erstgesprächs lassen sich die Anliegen 

bewusst machen und damit zügiger klären.  
• Nur wenn es gelingt, aus dem Profiling eine Differenzierung in Vermittlungsstrategie und 

Beratungsaufwand abzuleiten, wird man die erforderlichen Kapazitäten für Arbeitslose 
mit größerem Unterstützungsbedarf bereitstellen können.  

• Arbeitslose melden sich mit dem ausdrücklichen Wunsch, Förderung für berufliche Quali-
fizierung zu erhalten und signalisieren Bildungsbereitschaft. Möglicherweise sind im Pro-
filing Zweckmäßigkeit einer Förderung und Bildungsfähigkeit vorrangig zu besprechen 
und im Zusammenhang mit Vermittlungsbemühungen zu prüfen. Die Förderung von mo-
tivierten Teilnehmern dürfte den Erfolg von Qualifizierungsangeboten positiv beeinflus-
sen. 

• Viele Arbeitslose sind durchaus konzessionsbereit, wenn sich mit einer neuen Stelle eine 
dauerhafte Perspektive aus der Arbeitslosigkeit verbindet. Ein Berufswechsel fällt leichter 
als ein Wohnortwechsel oder Lohnzugeständnisse. Da freiwillige Mobilität Spielräume für 
Vermittlung eröffnen kann, sollte die Frage nach der Bereitschaft dazu besprochen wer-
den. 
 

Vom Profiling zur Zugangssteuerung in das Fallmanagement 
 
Im Rahmen der konsistenten Nutzung von Profiling muss, je nach Ergebnis des Profilings, 
auch die Frage nach einer intensiveren Betreuung der Kunden durch das Fallmanagement 
geprüft werden. Lassen die Ergebnisse eine rasche arbeitsmarktliche Integration als wenig 
wahrscheinlich erscheinen, sind insbesondere auch in der Person liegende Problematiken 
hierfür verantwortlich, so ist eine Prüfung der Fallübernahme durch einen Fallmanager an-
gezeigt. 
Grundsätzlich sind verschiedene Varianten möglich, wie Menschen in den Betreuungsbe-
reich des Fallmanagements gelangen. So können organisatorische Vorgaben dazu führen 
(Fallmanager als Türöffner/Erstprüfer), geschäftspolitische Entscheidungen (alle U25 wer-
den mit Fallmanagement versorgt) oder der Fallmanager entscheidet autonom nach fachli-
chen/persönlichen Kriterien über die Aufnahme eines Falles in das Fallmanagement. 
Während die beiden ersten Varianten verständlicherweise erhebliche fachliche Fragen auf-
werfen, ist bei der Frage nach fallverantwortlicher Entscheidung durch den Fallmanager zu 

prüfen, wie und warum entscheidet er/sie sich für eine Aufnahme? 
Grundsätzlich sind auch hier mehrere Möglichkeiten gegeben: 

 
1. Der Fallmanager verfügt über ein mehr oder weniger ausgeprägtes Verständnis (erwor-

ben aus Schulungen oder Erfahrungen) zur Notwendigkeit, einen Fall in das Fallmana-
gement zu überführen. 

2. Es existieren Kriterien, die klar vorgeben, wann ein Fall zu übernehmen ist. 
3. Es existiert eine Definition, mit deren Hilfe das Fallmanagement eine Entscheidung tref-

fen und begründen kann. 
4. Die Entscheidung wird von Kapazitäten und Fallschlüsseln abhängig gemacht. 

 
Mit allen Varianten sind Vorteile und Risiken verbunden. Der durchaus positiven Offenheit 
und Flexibilität der ersten Variante stehen Risiken der Willkür, des Schulungs- und Erfah-
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rungsstandes und der menschlichen Schwächen gegenüber. Im zweiten Fall sind klare Ent-
scheidungen möglich, wenn der Fall auf die vorgegebenen Kriterien zutrifft. Die Komplexität 
menschlicher Lebenssituationen dürfte sich allerdings kaum jemals vollständig abbilden las-
sen. Die oben gezeigte Problematik, Vermittlungshemmnisse exakt festzulegen, verdeutlicht 
dies. Es bleiben Risiken der Benachteiligung von Personenkreisen, einer willkürlichen ge-
schäftspolitischen Steuerung durch Veränderung der Kriterien und die mangelnde Tiefe im 
Ausprägungsgrad jeglicher Kriterien. 
Eine Definition könnte die Entscheidungen absichern und transparent machen (gegenüber 
den Kunden, der Geschäftsleitung und der Qualitätssicherung) und sicherte eine vergleich-
bare Anwendung über regionale Vielfalt hinweg. Bisher gibt es jedoch keine uns bekannte 
Definition, auf die man sich im Rahmen eines beschäftigungsorientierten Fallmanagements 
verständigen konnte. 
Im letzten Fall spielen ausschließlich organisatorische oder haushaltspolitische Größen eine 
Rolle, unabhängig von der Situation und Bedarfslage des einzelnen Kunden. 
Die Bundesagentur für Arbeit und andere Leistungsträger arbeiten im Rahmen der berufli-
chen Rehabilitation (Teilhabe am Arbeitsleben) bereits seit mehreren Jahrzehnten mit einer 
gesetzlichen Legaldefinition (vergleiche § 19 SGB III, § 2 SGB IX), die in der Praxis die not-
wendige Flexibilität gezeigt und Sicherheit auf allen Seiten geschaffen hat. 
Nachstehende Definition wird vom Arbeitskreis Fallmanagement als erster, sicherlich zu dis-
kutierender Versuch eine Parallele auch für den Zugang zum Fallmanagement zu finden 
verstanden: 

 
„Eine Übernahme in das beschäftigungsorientierte Fallmanagement (1) ist in der Regel  an-
gezeigt, wenn  
• ein erwerbsfähiger Hilfebedürftiger (2)  drei (3) abgrenzbare schwerwiegende Vermitt-

lungshemmnisse aufweist, die (4) in seiner Person und/oder Bedarfsgemeinschaft be-
gründet sind und 

• eine Beschäftigungsintegration (5) ohne Prozessunterstützung durch ein Fallmanage-
ment nicht erreicht oder erheblich verzögert würde.  

 
Abweichungen von dieser Zugangsdefinition sind möglich, wenn bei (1) Neuzugängen auf 
der Basis eines abgesicherten Profilings das Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit erkennbar 
und durch Prozessunterstützung des Fallmanagements die Wahrscheinlichkeit des Eintritts 
minimiert werden kann (Prophylaxeaspekt)“  

 
Die Definition setzt sich aus fünf wesentlichen Prüf- und Entscheidungsaspekten zusammen: 
 
(1) Jede Festlegung, die keine Ausnahmetatbestände zulassen würde, liefe Gefahr Perso-
nen zu benachteiligen, die auf diese besonders intensive Form der Betreuung angewiesen 
sind. Die Regel setzt ein klares Bekenntnis zur Definition voraus, öffnet aber im Zusammen-
hang mit den abschließenden Hinweisen zur Abweichung einen von geschulten Fachkräften 
nutzbaren Entscheidungskorridor. Abweichungen unterhalb der festgelegten Zahl von drei 
gravierenden Vermittlungshemmnissen sind möglich, wenn 
1. das Risiko drohender Langzeitarbeitslosigkeit im Rahmen eines ausführlichen Profilings 

als abgesichert betrachtet werden kann und 
2. unterstufige Maßnahmen keinen zumindest mittelfristigen Integrationserfolg versprechen. 

Mit diesem prophylaktischen Ansatz, der primär auf Neuzugänge ausgerichtet ist, die 
nicht aus dem Alg I-Bereich kommen, können Menschen angemessen betreut werden, 
die ansonsten die vorgenannten Voraussetzungen nicht erfüllen. Von Bedeutung ist, 
dass die Fallübernahme außerhalb der Regel klar und eindeutig, d.h. unter Bezugnahme 
auf die Ausnahmegründe dokumentiert erfolgt. 

(2) Die Zahl „drei“ ist zunächst eine willkürliche Setzung. Sie lässt sich durch die Erhebungen 
der Bundesagentur und des IAB legitimieren, dass bei einer Kumulation von Risiken (in der 
Regel werden die drei Vermittlungshemmnisse Alter, Gesundheit und mangelnde Qualifikati-
on ausgewiesen), das Risiko einer drohenden Langzeitarbeitslosigkeit erheblich ansteigt. 
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Darüber hinaus haben die Untersuchungen in den Sozialagenturen in Nordrhein-Westfalen 
ergeben, dass bei etwa 40 Prozent (genau 41,7 Prozent) der betreuten Personen durch das 
Vorliegen von drei und mehr Problemfeldern, ein erhöhter Betreuungsaufwand gerechtfertigt 
ist. Hinzu kommt, dass in den meisten Fällen der Arbeitslosigkeit ein oder zwei mehr oder 
weniger gravierende Vermittlungshemmnisse mittlerweile den Alltag der meisten Vermitt-
lungsfachkräfte bestimmen, denn diese sind oftmals die Umstände, die die Kündigung auslö-
sen. 
(3) Der Hinweis „abgrenzbare schwerwiegende Vermittlungshemmnisse“ impliziert, dass 
nicht Hemmnisse, die durch ein gleichartiges Ereignis ausgelöst wurden, zusammengefasst 
werden. Beispiel: Das Vermittlungshemmnis „Überschuldung“ impliziert entsprechende Fol-
gen wie Mietrückstände (gegebenenfalls mit Zwangsräumung), Energiekostenrückstände 
oder Zwangspfändungen. Der Hinweis „schwerwiegend“ verdeutlicht, dass es sich um Integ-
rationshemmnisse handeln muss, die der intensiven Betreuungsform des Fallmanagements 
angemessen sind und auch durch sie bearbeitbar sind (vergleiche Tabelle). Bei vermitt-
lungshemmenden Merkmalen, die letztendlich nicht beeinflussbar sind (Beispiele Alter, Ge-
schlecht, Nationalität, Behinderung), haben auch Fallmanager in der Regel kein anderes 
arbeitsmarktpolitisches Instrumentarium als die Vermittlungsfachkräfte in den Agenturen. 
Hier liegen aber auch die notwendigen Ermessenspielräume, die jeder Fallmanager benötigt, 
um den Fallzugang angemessen zu steuern. 
Der Begriff „Vermittlungshemmnis“ verdeutlicht, dass alle biographischen und sozialen As-
pekte des eHB beziehungsweise der Bedarfsgemeinschaft unter der gesetzgeberischen Prä-
misse der Arbeitsmarktintegration bewertet werden. 
(4) „In der Person/Bedarfgemeinschaft begründet“ sichert die Kunden vor zu weit reichenden 
Eingriffen der Institution ab, da beispielsweise marktvermittelte Hinderungsgründe (fehlende 
Nachfrage nach bestimmten Berufsqualifikationen) keine Prozessbegleitung durch ein Fall-
management auslösen. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass Vermittlungshemmnisse, die 
auf die Bedarfsbedarfgemeinschaft bezogen sind, nicht kumulativ zu werten sind. Zur Klar-
stellung: Drei erwerbsfähige Hilfebedürftige mit je einem vermittlungshemmenden Merkmal 
lösen keine Fallbetreuung aus! 
(5) Auch der letzte Teilsatz „…ohne Prozessunterstützung durch ein Fallmanagement die 
Beschäftigungsintegration nicht möglich …“ lässt Ermessensspielräume zu, verdeutlicht 
gleichzeitig aber auch, dass der Einsatz von Fallmanagement als nachrangiges Lösungs-
konzept betrachtet wird. Können Lösungen unterhalb der Prozesssteuerung durch ein Fall-
management ähnliche Erfolgsaussichten aufweisen, sind diese zu wählen. 
Die Akzeptanz einer derartigen Definition für den Zugang zum Fallmanagement hätte durch-
weg positive Folgen: 
Mit der Definition lässt sich in Schulungen verständlicher arbeiten. Angehenden Fallmana-
gernInnen kann dadurch die notwendige Sicherheit in der Zugangssteuerung vermittelt wer-
den. 
• Eine bundesweit vergleichbar angewandte Zugangssteuerung erleichtert Controllingpro-

zesse, macht den vom Gesetzgeber gewollten Leistungsvergleich zwischen den Arbeits-
gemeinschaften mit ähnlicher Arbeitsmarktlage aber auch mit den optierenden Kommu-
nen transparenter. 

• Letztendlich sichert die einheitliche Zugangssteuerung die beteiligten MitarbeiterInnen 
vor Ort ab, stärkt ihre Unabhängigkeit, verlangt aber gleichzeitig auch eine nachvollzieh-
bare Dokumentation der Übernahmegründe. 
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Anlage 3: Qualitätsmerkmale befähigungsorientierter Beratungsdienste 
 
Autor 
Prof. Dr. Claus Reis, FH Frankfurt 
 

 
1. Was soll unter „Qualitätsmerkmalen“ verstanden werden? 
 
Die Beschäftigung mit der „Qualität“ oder „Qualitätsmerkmalen“ einer Leistung setzt einige 
begriffliche Klärungen und Festlegungen voraus.  
Zunächst ist zu definieren, was unter „Qualität“ verstanden werden soll. Allgemein ist „Quali-
tät“ eine formale, relationale Kategorie, die auf verschiedenste Inhalte bezogen werden kann, 
sowohl materielle Produkte wie auch Dienstleistungen. Das deutsche Institut für Normung 
hat folgende Definition geprägt, von der auch hier zunächst ausgegangen werden soll: „Die 
Gesamtheit von Eigenschaften und Merkmalen eines Produktes oder einer Dienstleistung, 
die sich auf deren Eignung zur Erfüllung festgelegter oder vorausgesetzter Erfordernisse 
beziehen“ (1992: 9). Diese Definition zeigt zwei Dimensionen der Qualitätsbestimmung auf: 
• Die Bestimmung von Eigenschaften über die Beschreibung der spezifischen Beschaffen-

heit eines Produkts oder einer Dienstleistung (deskriptiv-analytische Dimension von 
„Qualität“) 

• Die Festlegung von Erfordernissen durch eine hierzu legitimierte (oder die Legitimation 
für sich reklamierende) Instanz (evaluative Dimension von „Qualität“). 

 
Beide Dimensionen sind auseinanderzuhalten, die Feststellung einer spezifischen Beschaf-
fenheit ergibt noch keine Bewertung, vielmehr muss hierzu die „Qualität“ (hier verstanden im 
Sinne spezifischer feststellbarer Eigenschaften) bezogen werden auf normative Kriterien wie 
z.B. Zielsetzungen oder Aufgaben (vgl. auch Köpp/Neumann 2003: 83ff.). 
„Befähigungsorientierte Beratung“ steht im inhaltlichen und historischen Kontext des „Empo-
werment“. Dessen zentrales Ziel ist es, die in der Praxis der Sozialen Arbeit – trotz aller Lip-
penbekenntnisse – vorherrschende Orientierung an den Problemen und Defiziten von Men-
schen umzukehren in eine professionelle Haltung, die an deren Stärken ansetzt und sie ex-
plizit zu fördern versucht. Die Formulierung von Qualitätsmerkmalen muss hier ansetzen und 
die Elemente einer dann inhaltlich spezifizierten Beratung benennen, die dazu beitragen, 
dieses Ziel zu erreichen. 

 
 

2. Was ist „Beratung“ 
 

Umgangssprachlich werden mit dem Begriff „Beratung“ unterschiedlichste Sprechsituationen 
bezeichnet, die ihre Gemeinsamkeit darin haben, dass bestimmte Personen als „Berater“ ihr 
Wissen oder ihre Erfahrung problembezogen an „Ratsuchende“ weitergeben. Beratung stellt 
eine im Alltag vorhandene und „bekannte“, mittlerweile aber institutionalisierte und professio-
nalisierte Handlungsform dar. Seit den 80er Jahren des 20.Jahrhunderts ist geradezu ein 
bislang ungebrochener „Beratungsboom“ zu verzeichnen, der sich auf die vielfältigsten Le-
benssituationen erstreckt und sowohl  kommerzielle wie nicht-kommerzielle Beratung um-
fasst. Auch wird Beratung sowohl als spezialisierte Dienstleistung wie in Kombination mit 
anderen Leistungen oder dem Verkauf materieller Produkte angeboten (Verkaufsberatung).  
 
Angesichts dieser Vielfalt von Beratung ist es sicher richtig, mit Nestmann von einer weiteren 
Expansion auszugehen, die eine zu enge begriffliche Fokussierung verbieten sollte (vgl. z.B. 
Nestmann/Engel 2002); gleichzeitig droht der Begriff aber seine Konturen zu verlieren, wenn 
man „Beratung“ nicht von anderen Formen sozialer Praxis abgrenzt.  
Eine solche Abgrenzung kann grundsätzlich auf drei Wegen erfolgen: 
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a) über den Rekurs auf „Alltagsroutinen“, die für Beratung spezifisch sind, 
b) über die empirische Analyse von Beratungssituationen 
c) über normative Setzungen, z.B. durch die Rechtsprechung.   
 
a) Beratung im Alltag 
Die Beratung durch berufsspezifische alltägliche Helfer (wie Gastwirte, Taxifahrer, Friseure, 
vgl. Nestmann 1988) bietet einen Einblick in elementare Strukturen von Beratung als Hand-
lungsform des Alltags. Das Fehlen eines institutionellen Kontextes ermöglicht die Rekon-
struktion von Basiserwartungen der Alltagsakteure an soziale Prozesse, die gemeinhin als 
„Beratung“ bezeichnet werden. In diesen spezifischen sozialen Konstellationen wird die Mög-
lichkeit geschaffen, relativ frei von Verpflichtungen und Zwängen Hilfe zu suchen und anzu-
nehmen oder auch abzulehnen. In diesen Bezügen kommt der Charakter von Beratung deut-
lich zur Geltung, nämlich dass sie einen „Aushandlungsprozess“ mit „offenem Ende“ dar-
stellt, dessen Anfang (Beratungsbeginn) und Ende (Umsetzung der Beratungsergebnisse) 
vom Ratsuchenden gesetzt werden. Die Genese der Handlungsform „Beratung“ verdankt 
sich im Alltag damit der Entscheidung des Ratsuchenden, sich in eine Situation zu begeben, 
von der er weiß, dass sie asymmetrisch strukturiert ist, von der er sich aber auch bestimmte 
positive Effekte für seine Lebenspraxis erwartet, und diese Situation so lange aufrechtzuer-
halten, wie diese Erwartung nicht enttäuscht wird.  
 
b) Empirische Analysen von Beratungssituationen 
Die wenigen empirischen Untersuchungen, die – meist vor konversations- oder kommunika-
tionsanalytischem Hintergrund – über professionelle Beratungskommunikation vorliegen 
(Schmitz u. a. 1989, Knauth/Wolff 1989, Nothdurft/Reitemeier/Schröder 1994, MASQT 2000) 
kommen, obwohl unterschiedlichste Beratungssituationen analysiert wurden (von der Stu-
dienberatung über Verbraucherberatung bis hin zur Sozialberatung) zu einem überraschend 
übereinstimmenden Ergebnis: trotz inhaltlicher Vielfalt weist die Beratungskommunikation 
übereinstimmende Strukturen auf: 
 Einen konkreten Bezug auf Probleme der Ratsuchenden, die von diesen in die Kommu-

nikation eingebracht und vom Berater aufgegriffen werden. Dabei werden die Probleme 
durch „Präzisierungsfragen“ des Beraters spezifiziert und thematisch bearbeitbar ge-
macht. Die Art der Präzisierungsfragen weist den spezifischen inhaltlichen Hintergrund 
der Beratung aus, erlaubt es z.B., psychologische Beratung von Rechtsberatung zu un-
terscheiden (Knauth/ Wolff 1989). 

 Divergenzen in den Perspektiven auf Beratung und Beratungsthemen, die einerseits für 
das Zustandekommen von Beratung konstitutiv sind, gleichzeitig aber ein Spannungs-
verhältnis markieren, das die Beteiligten interaktiv bewältigen müssen 
(Nothdurft/Reitemeier/Schröder 1994). Beratung ist somit eine Form asymmetrischer 
Kommunikation, die ihr wesentliches Merkmal darin hat, dass beide Seiten dieser Asym-
metrie zustimmen und sie während des Gesprächs gemeinsam aufrecht erhalten.  

 Beratung ist „ergebnisoffen“. Zwar dient die Asymmetrie und die Divergenz der Perspek-
tiven dazu, dass der Berater seine „Sicht der Dinge“ einbringen, allgemeingültige Er-
kenntnisse für die Klärung konkreter Probleme bereitstellen kann (Knauth/Wolff 1989: 
331), sie geht aber nicht so weit, dem Ratsuchenden ein bestimmtes Ergebnis aufzu-
zwingen. Dies kann bereits deshalb nicht gelingen, weil die „Bewährungsprobe“ der Bera-
tung in der Praxis des Ratsuchenden liegt: „Auch wenn eine Beratung ihrer Logik gemäß 
abgeschlossen ist, der Klient also eine Stellungnahme zum Ratschlag des Beraters ab-
gegeben hat, so ist damit die Vermittlung der auseinandergefallenen Handlungsmomente 
von Begründung (= Beratungssituation) und Entscheidung (= Anwendung) noch nicht 
vollzogen. Dies geschieht erst im lebenspraktischen Handeln.“ (Schmitz u. a. 1989: 143.) 
 

c) Beratung aus der Sicht höchstrichterlicher Rechtsprechung  
Von Seiten des Gesetzgebers gibt es nur wenige normative Setzungen im Hinblick auf Struk-
turen und Inhalte von Beratung (vgl. ausführlich MASQT 2000: 227ff.). Allerdings hatte das 
Bundesverfassungsgericht Gelegenheit, sich intensiv mit dem Gegenstand „Beratung“ aus-
einander zu setzen und hat dabei einige grundlegende Aussagen getroffen. In seinem Urteil 
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vom 28.5.1993 zur Schwangerschaftskonfliktberatung stellt das Gericht u.a. fest:  „Für die 
Festlegung des Inhalts der Beratung kann der Gesetzgeber davon ausgehen, dass Beratung 
nur dann eine Chance hat, das ungeborene menschliche Leben wirklich zu schützen, wenn 
sie ergebnisoffen geführt wird. Die Beratung muss, um erfolgreich sein zu können, darauf 
angelegt sein, dass die Frau sich an der Suche nach einer Lösung beteiligt. Dies rechtfertigt 
es auch, davon abzusehen, die erwartete Gesprächs- und Mitwirkungsbereitschaft der Frau 
zu erzwingen.“ (E 88, 203, II: 282). Das Bundesverfassungsgericht weist deutlich auf die 
Divergenz der Perspektiven hin, indem es die Berater verpflichtet, sich nicht nur an der Inter-
essenslage der Frau zu orientieren, sondern auch den vorhandenen Zwiespalt zur Rechts-
ordnung zu thematisieren. Dennoch stellt es unzweideutig fest: „Die Beratung soll ermutigen, 
nicht einschüchtern; Verständnis wecken, nicht belehren; die Verantwortung der Frau stär-
ken, nicht sie bevormunden.“ (a.a.O.: 283)3 

 
Insgesamt kann die Handlungsform „Beratung“ durch folgende Grundelemente charakteri-
siert werden:  
• Die inhaltliche Struktur, den Problembezug. Der Ratsuchende erwartet, dass er den Be-

ratungsinhalt auf seine eigene Lebenspraxis hin „auswerten“ und verwerten kann, d. h. 
die Kommunikation praktisch werden lassen kann. Die Bewährungsprobe für die Qualität 
der Beratung ist deren praktische Anwendbarkeit, Beratung weist über sich selbst hinaus. 
Dieser Problembezug ist nicht „gegeben“, sondern er muss erst in der Beratungssituation 
selbst „hergestellt“ werden. „Ko-Produktion“ in der Beratung realisiert sich nicht zuletzt 
darin, dass es dem Ratsuchenden gelingt, sein Problem zu formulieren, und dem Berater 
gelingt, das Problem des Ratsuchenden zu verstehen. 

• Die formale Struktur, die strukturelle, im Verlauf des Beratungsprozesses spezifisch 
wechselnde Asymmetrie der Beratungskommunikation. Ratsuchender und Berater neh-
men komplementäre Rollen ein: der Ratsuchende gibt Informationen, der Berater „ver-
wertet“ diese Informationen, der Berater strukturiert das Gespräch, der Ratsuchende ü-
berlässt sich der „Führung“ durch den Berater, der Berater entwickelt einen Vorschlag, 
der Ratsuchende setzt ihn um – oder auch nicht. Grundsätzlich hat der Ratsuchende das 
Entscheidungsrecht über die Folgen der Beratung inne, das die motivationale Basis des 
Beratungsprozesses bildet, deshalb kehrt sich die Asymmetrie zum Ende der Beratung 
um.  
 

Man kann im Hinblick auf das Problem der „Qualität“ von Beratung somit feststellen, dass 
deskriptiv-analytisch gesehen nur die Formen konkreter Kommunikation und Interaktion „Be-
ratung“ genannt werden können, die beide Charakteristika aufweist. Fehlt der Problembezug 
oder die Ergebnisoffenheit, handelt es sich um soziale Praktiken, die anders zu klassifizieren 
wären, jedenfalls weder im Hinblick auf das Alltagsverständnis (vgl. a), noch auf wissen-
schaftliche Erkenntnisse (vgl. b) oder auf höchstrichterliche Rechtsprechung (vgl. c) als „Be-
ratung“ anzusehen sind. 
Als allgemeine Qualitätsmerkmale von Beratung können somit formuliert werden: 

 
• Beratung bezieht sich auf ein konkretes Problem von Ratsuchenden. Sie muss so aufge-

baut sein, dass die Ratsuchenden in die Lage versetzt werden, dieses Problem zu formu-
lieren und – wenn nötig – auf Nachfrage hin so zu spezifizieren, dass es Thema der Be-
ratung werden kann. 

• Beratung muss „ergebnisoffen“ sein. Die Ratsuchenden sollen in die Lage versetzt wer-
den, die Ergebnisse der Beratung selbstständig in ihren Alltag umzusetzen, ohne durch 
die Berater zu einem bestimmten Handeln genötigt oder gar gezwungen zu werden.  
 

Aus diesen Qualitätsmerkmalen lässt sich ableiten, welchen normativen Anforderungen sich 
Beratung stellen muss: 

 
                                                 
3 Das Bundesverfassungsgericht leitet hieraus in seinem Urteil eine Reihe von Anforderungen an die Beratung 
und ihre institutionelle Einbettung ab, die es sich auf ihre Übertragbarkeit hin zu diskutieren lohnt. 
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• Sie muss fachlich unabhängig sein, d.h. der Aushandlungsprozess, der zum Arbeits-
bündnis führt, darf nicht durch äußeren Druck auf Ratsuchende oder Beratende (z.B. in 
Gestalt eines Erfolgszwangs) beeinflusst werden. 

• Es muss hinreichend Zeit zur Verfügung stehen, damit ein Aushandlungsprozess über-
haupt in Gang kommt bzw. angeschlossen werden kann. 

• Die Beratung muss „vertraulich“ sein, d.h. die Ratsuchenden müssen wissen, dass ihre 
Äußerungen für sie keine nachteiligen Folgen haben. 

• Die beratenden Fachkräfte müssen in der Lage sein, den Beratungsprozess so zu gestal-
ten, dass Ratsuchende eine tatsächliche Stellungnahme zum Prozess und den Ergebnis-
sen abgeben können. Diese Aufgabe ergibt sich aus der strukturellen Dominanz der Be-
ratenden zu Beginn der Beratung, die diese leichter abbauen können als die Ratsuchen-
den. 
 
 

3. Wie sieht ist „befähigungsorientierte Beratung“ aus? 
 

Die inhaltliche Struktur, der Problembezug, öffnet Beratung gegenüber den verschiedenen 
Inhalten, die empirisch festgestellt werden können. Es ist somit im Hinblick auf die Generie-
rung von Qualitätsmerkmalen erforderlich, die Themenbereiche oder die Ziele zu spezifizie-
ren, auf die hin jeweils „beraten“ wird.  
„Befähigungsorientierte Beratung“ steht in der Tradition des Empowerment. Dessen Grund-
konzeption hat Wolfgang Stark folgendermaßen formuliert: „Der Blickwinkel richtet sich hier 
gezielt auf die Ressourcen und Stärken der Menschen, auf ihre Potentiale zur Lebensbewäl-
tigung und –gestaltung – auch unter den eingeschränkten Bedingungen des Mangels oder 
vor dem Hintergrund vielfältiger persönlicher und sozialer Defizite“ (Stark 1996:108). „Empo-
werment“ markiert somit kein Arbeitsfeld und keinen „Themenbereich“ und stellt auch keine 
Methode im engeren Sinne dar. In der deutschen Rezeption des „Empowerment“-Ansatzes 
wird dieser ausdrücklich als „professionelle Haltung“ verstanden: „Empowerment kann nicht 
als eine Methode oder als ein professionelles Handwerkszeug angesehen werden, sondern 
repräsentiert eher eine professionelle Haltung, die den Focus auf die Förderung von Potenti-
alen der Selbstorganisation und gemeinschaftlichen Handelns legt.“ (Stark 1996: 159) 
Damit wird aber nicht nur die „Haltung“, sondern auch das Ziel des „Empowerment“ formu-
liert, das sich bereits im englischen Wort offenbart: es geht um einen Zugewinn an „Macht“ in 
dem Sinne, dass die Menschen befähigt werden, ihre z.T. defizitären Lebensumstände nicht 
nur zu bewältigen, sondern sie auch selbsttätig so zu verbessern, dass ihr Wohlbefinden 
gesteigert wird.  
Obwohl „Empowerment“ gerade in seiner US-amerikanischen Tradition verstärkt auf Grup-
penaktivitäten, Netzwerkbildung und die Erhöhung politischer Konfliktfähigkeit zielt, ist seine 
Zielsetzung auch für die Ausgestaltung einzelfallorientierter Beratung von hoher Relevanz. 
Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, dass „Empowerment“ vom Bild des „autonomen und 
erfolgreichen Individuums“ geprägt ist, „das in der Lage ist, seine Interessen und Vorstellun-
gen gemeinsam mit anderen zu verfolgen.“ (Stark 1996: 76) Bei vielen der Menschen, mit 
denen es die soziale Arbeit zu tun hat, kann dies nicht umstandslos vorausgesetzt werden, 
das gilt insbesondere für Personen in prekären materiellen Lebenslagen. Ziel der Beratung 
muss in diesen Fällen sein, die Grundlagen für autonomes Handeln überhaupt erst zu schaf-
fen.  
Trotz dieses „bescheideneren“ Ansatzes beinhaltet die Ausrichtung von Beratung an diesem 
Ziel eine spezifische konzeptionelle Ausgestaltung. Dies soll im Folgenden am Beispiel des 
Modellprojekts „Sozialbüros“ des Landes Nordrhein-Westfalen kurz begründet werden, das 
der Autor von 1997 bis 1999 wissenschaftlich begleitet hat. Das Modellprojekt bot Gelegen-
heit, eine Beratungspraxis in konzentrierter Weise zu erproben, die zu den Traditionsbestän-
den der Sozialarbeit gehört, als eigenständige Beratungsform aber seit den 60er Jahren ge-
genüber spezialisierten Beratungsformen wie Erziehungs- , Familien-, Sucht oder Schuld-
nerberatung (um nur einige zu nennen) in den Hintergrund getreten war: die Beratung von 
Menschen in prekären materiellen Lebenslagen, kurz: „Sozialberatung“ (vgl. MASQT 2000). 
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Mit dem Modellprojekt wurde versucht, vorhandene Arbeitsansätze zu bündeln und damit 
das Anforderungsprofil für Beratung in prekären materiellen Lagen zu präzisieren. Im Resul-
tat zeigte sich, dass die Fragen, mit denen es die Sozialbüros zu tun hatten, zwar alt sind, 
dass es aber notwendig ist, aus der Tradition der Sozialarbeit heraus ein Beratungsangebot 
zu entwickeln, das diese Fragen in neuartiger Form angeht. Die Erfahrungen der Sozialbüros 
machten deutlich, dass ein Bedarf besteht für ein spezielles Beratungsangebot, dessen Cha-
rakteristikum darin besteht, „unspezifisch“ zu sein, d.h. nicht qua thematischem Zuschnitt 
(wie z.B. Schuldnerberatung) oder Zielgruppenabgrenzung (wie z.B. Wohnungslose oder -
suchende) vorab das Problemspektrum festzulegen, das in der Beratung verhandelt werden 
kann, sondern offen zu sein für das, was die Ratsuchenden drückt, die materielle Not und all 
die Probleme, die damit zusammenhängen, aber auch die Ressourcen, über die sie verfü-
gen. 

  
 

4. Qualitätsmerkmale „befähigungsorientierter Beratung“ 
 

„Befähigungsorientierte Beratung“ für Personen in prekären materiellen Lebenslagen zielt auf 
die Stärkung der Ratsuchenden im Hinblick auf ihre Möglichkeiten, ihre Lebenslage aktiv 
gestalten zu können und Autonomiespielräume (wieder) zu gewinnen. Eine Stärke dieses 
Ansatzes liegt in seiner doppelten Ausrichtung: einerseits geraten die materiellen Seiten der 
Lebenslage in den Blick, gleichzeitig aber auch subjektive Wahrnehmungen, Handlungsmus-
ter sowie Problembewältigungen der Ratsuchenden. Vor dem Hintergrund des erwähnten 
Modellprojektes können einige spezifische Qualitätsmerkmale „befähigungsorientierter Bera-
tung“ für Personen in prekären materiellen Lebenslagen formuliert werden. 

 
Die materielle Lage bildet den Schwerpunkt der Beratung, gleichwohl ist „befähigungsorien-
tierte Beratung von Personen in prekären materiellen Lebenslagen“ thematisch offen  

 
Zu diesen Beratungsinhalten gehören Themen wie: 

 Die Bearbeitung von Problemen der materiellen Existenzsicherung in den verschiedens-
ten Fallkonstellationen 

 Zugänge zu verschiedenen (Sozial-)Leistungen aufzeigen und ggf. sogar ihren Einsatz 
zu koordinieren 

 Die materielle Existenzsicherung durch Erwerbsarbeit stellt einen weiteren Schwerpunkt 
der Beratung von Menschen in prekären materiellen Lebenslagen dar.  

 Schließlich gehören die Probleme von Menschen in Wohnungsnotfällen zu den Kernthe-
men der Beratung im sozialen Kontext.  
 

„Befähigungsorientierte Beratung von Personen in prekären materiellen Lebenslagen“ ver-
fügt über ein Repertoire an kombinierten Handlungsformen 

 
Die Beratung zielt auf Veränderung: Sie soll Ratsuchende in die Lage versetzen, ihre Le-
bensumstände auf der Grundlage einer veränderten Problemsicht besser zu bewältigen. 
Um dies zu erreichen, kombiniert sie Beratungsleistungen gezielt mit anderen Hilfen, die 
Menschen in prekären materiellen Lebenslagen unterstützen sollen. Auch wenn das Ge-
spräch mit den Ratsuchenden den Mittelpunkt des Beratungsgeschehens bildet, bleibt die 
Beratung nicht auf die Vermittlung von Informationen und auf die kommunikative Unterstüt-
zung der Ratsuchenden bei der Deutung und Bewältigung ihrer Situation beschränkt. Sie 
bietet darüber hinaus praktische Hilfen, die finanzielle und andere Ressourcen der Existenz-
sicherung erschließen. Hierzu zählt z.B. die Kontaktaufnahme mit anderen Instanzen oder 
die Vermittlung einer Wohnung, eines Maßnahme- oder Arbeitsplatzes, oder die Hilfe bei 
Bewerbungen und Schriftverkehr.  

 
Gerade in der Kombination mit Hilfeleistung und Anleitung ist die Grundhaltung des Beraters 
herausgefordert: Soll das Ziel der Befähigung der Klienten zur Selbstorganisation nicht ver-
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fehlt werden, muss „stellvertretendes Handeln“ auf ein Minimum reduziert werden und in den 
Dienst der Zielerreichung gestellt werden. Hier ist die professionelle Haltung des Beraters 
herausgefordert.   

 
„Befähigungsorientierte Beratung von Personen in prekären materiellen Lebenslagen“ bein-
haltet eine hohe Beteiligungsintensität 

 
„Befähigungsorientierte Beratung von Personen in prekären materiellen Lebenslagen“ ist 
beteiligungsintensiv: Auch wenn es nicht zu einer förmlichen Integrationsplanung kommt, 
bleibt sie nicht auf die Interaktion zwischen beratenden Fachkräften und Ratsuchenden be-
schränkt. Denn an der materiellen Sicherung sind in der Regel mehrere Akteure bzw. Leis-
tungsträger beteiligt. In vielen Fällen ist es gerade deren unabgestimmtes Handeln, das ei-
nen Großteil des Beratungs- und Unterstützungsbedarfs verursacht.  

 
5. Das Qualifikationsprofil von Beraterinnen und Beratern  

 
„Befähigungsorientierte Beratung von Personen in prekären materiellen Lebenslagen“ beruht 
konzeptionell darauf, dass die Anliegen der Ratsuchenden den Beratungsprozess steuern. 
Beraterinnen und Berater müssen daher offen für die Problemanmeldungen der Ratsuchen-
den sein. Um lösungsorientiert beraten zu können, müssen sie auf ein breites Repertoire an 
Handlungsformen zurückgreifen können, die je nach Problemstellung miteinander kombiniert 
werden. 
Die gemeinsame Verständigung auf zu verhandelnde Probleme erfolgt in der Regel erst im 
Beratungsgespräch. Das setzt voraus, dass Beraterinnen und Berater fachlich sicher zwi-
schen spezialisierten und offenen, materiellen oder psychosozialen Schwerpunktsetzungen 
operieren. Sie müssen im Stande sein, das Gespräch strukturiert von der Problemanmel-
dung über die Erörterung bis hin zu Zielvereinbarungen bzw. Lösungsvorschlägen zu führen, 
ohne den Thematisierungskorridor zu früh einzuengen. 

 
Grundvoraussetzung für die Beratung in prekären materiellen Lebenslagen bilden fundierte 
sozial- und verfahrensrechtliche Kenntnisse zu den Regelungen, Anspruchsvoraussetzungen 
und Leistungen aller örtlichen und überörtlichen Leistungsträger, die zur materiellen Exis-
tenzsicherung der Adressaten beitragen, und über angrenzende Rechtsgebiete. Beraterin-
nen und Berater müssen darüber hinaus in der Lage sein, (leistungs-)rechtliche Sachverhalte 
in einzelfallbezogene Handlungsoptionen zu ‚übersetzen‘. 
Im beschäftigungsorientierten Kontext von Beratung sind zusätzlich Kenntnisse des Arbeits-
marktes, der arbeitsmarktlichen Bedeutung von (Aus-)Bildungsabschlüssen und Kenntnisse 
der betrieblichen Personalrekrutierung von Bedeutung. 

 
 
Literatur (s. Anhang Fachkonzept) 
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Anlage 4: Arbeitshilfe zur Eingliederungsvereinbarung nach §15 SGB II 
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Anlage 

 

Allgemeines 
 
Mit jedem erwerbsfähigem Hilfebedürftigen (eHb) soll eine Eingliederungsvereinbarung 
(EinV) abgeschlossen werden. Mit der EinV soll das Sozialrechtsverhältnis zwischen dem 
eHb und den Grundsicherungsträgern konkretisiert werden. Sie enthält verbindliche Aussa-
gen zum Fördern und Fordern des eHb. 
Dem Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung geht zwingend ein umfassendes und sys-
tematisches Profiling voraus. Das Profiling dient dazu, eine dem Grundsatz des Förderns 
und Forderns entsprechende Chancen- und Risikoeinschätzung für den Einzelnen zu erar-
beiten und seinen beruflichen Standort zu ermitteln. Beide Arbeitsmittel sind logisch aufein-
ander aufgebaut und sollen dazu dienen, Transparenz und Verbindlichkeit im Integrations-
prozess herzustellen.  
(Hinweis: Im Rahmen der Weiterentwicklung und Erprobung von Kundendifferenzierung und 
Handlungsprogrammen in der Einbindung des Kundenzentrums werden entsprechende In-
strumente auch für den SGB II - Kundenkreis erarbeitet.) 
 
Dem Profiling soll ein intensives Beratungsgespräch folgen, in dessen Folge die konkreten 
Eingliederungsschritte vereinbart und in der EinV festgehalten werden. Hierbei sollen bereits 
im Rahmen des SGB III erfolgte Standortbestimmungen (Profiling) berücksichtigt werden. 
 
 

1. Rechtlicher Rahmen 
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1.1 Rechtsform der EinV 
 
Die EinV ist ein öffentlich- rechtlicher Vertrag (§ 53 ff SGB X), der gem. § 56 SGB X schrift-
lich zu schließen ist.  
Die EinV ist für beide Vertragsparteien verbindlich, d.h. im Fall der Nichteinhaltung der EinV 
kann sich jede Vertragspartei auf die Einhaltung der Rechte und Pflichten berufen. (vgl. 
Rechtsfolgen) 
Für die Verletzung vertraglicher Pflichten sind über § 61 Satz 2 SGB X- soweit Vorschriften 
des Sozialgesetzbuches oder Besonderheiten des öffentlich-rechtlichen Vertrages nicht ent-
gegenstehen- die Regelungen des BGB entsprechend anwendbar.  
Im Falle der Nichteinhaltung von Vertragspflichten kommen Ansprüche auf Schadensersatz 
wegen Vertragsverletzung in Betracht. 
 

1.2 Beteiligte 
 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige 
 
§15 SGB II bestimmt, dass mit jedem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen eine EinV abge-
schlossen werden soll. Dem zuständigen Träger wird hiermit ein gebundenes Ermessen 
eingeräumt, d.h. die Vorschrift ist für ihn grundsätzlich ebenso verbindlich wie eine Muss-
Vorschrift.  
Nur bei besonders atypischen Umständen wird ein Ermessen eröffnet. 
 
Vom Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung ist nur dann abzusehen, wenn  
- der Betroffene auch ohne EinV mit hoher Wahrscheinlichkeit zeitnah in den Arbeits- oder 

Ausbildungsmarkt integriert werden kann oder 
- vorübergehend eine Erwerbstätigkeit oder Eingliederungsmaßnahme nicht zumutbar ist 

und der eHb sich hierauf beruft.  
 
Vom Abschluss einer EinV kann daher insbesondere bei folgenden Personenkreisen - vorü-
bergehend - abgesehen werden: 
a) Allein Erziehende, denen nach §10 Abs.1 Nr.3 SGB II eine Erwerbstätigkeit nicht zumut-

bar ist und die nicht auf eigenen Wunsch eine EinV abschließen möchten. 
b) Erwerbsfähige Hilfebedürftige i.S. des §10 Abs. 1 Nr.4 SGB II, die Angehörige pflegen, 

so lange die Pflege die Aufnahme einer Beschäftigung verhindert. 
c) Antragsteller bis zur abschließenden Klärung des Status zur Erwerbsunfähigkeit durch 

den zuständigen  Rentenversicherungsträger. 
d) Personen mit zulässiger Übergangsorientierung in den Ruhestand (§16 Abs. 2 SGB II -

AtG-, §65 Abs. 4 SGB II), es sei denn, sie möchten freiwillig eine EinV abschließen. 
e) Jugendliche unter 25 Jahren, die auch nach Beendigung der VZ-Schulpflicht einen nach 

Bundes-  oder Landesrecht anerkannten allgemein- oder berufsbildenden Abschluss in 
Vollzeit erwerben4 

f) Personen mit einer festen Einstellungszusage innerhalb der nächsten 8 Wochen  
g) Soweit der erwerbsfähige Hilfebedürftige nur gesetzliche Pflichtleistungen erhält (vgl. 

Ziff.15.13) 
 
Sind die Ausnahmetatbestände geprüft, so ist das BewA in den Fällen  a- e abzumelden und 
zur Reaktivierung vorzumerken. Gleichzeitig ist ein Wiedervorlagetermin nach spätestens 6 
Monaten einzutragen. Die Ausnahmetatbestände sind dann erneut zu prüfen (z.B. Vorlage 
Schulzeugnisse, Pflegenachweis, Aktivitäten in den jeweiligen Abgangsklassen etc.) und, 
falls diese weiterhin vorliegen, eine Fortschreibung der Reaktivierungsvormerkung vorzu-
                                                 
4 Aktivierungsstrategien für diesen Personenkreis setzen jedoch sinnvollerweise bereits in den entsprechenden 
Abschlussklassen der jeweiligen Bildungs-institution ein. Dies ist bei der Fortschreibung der Wvl.-Termine zu 
berück-sichtigen 
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nehmen. Dies ist in Form eines Beratungsvermerkes im BewA zu dokumentieren. Zusätzlich 
ist ein weiterer Wiedervorlagetermin spätestens nach 6 Monaten zu buchen. 
 
Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft 
 
Leben mehrere eHb in einer Bedarfsgemeinschaft, soll mit jedem Einzelnen eine EinV abge-
schlossen werden. 
 
Leben eHb mit nicht erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in einer Bedarfsgemeinschaft zusam-
men, können auch dem nichterwerbsfähigen Hilfebedürftigen Leistungen gewährt werden. 
Diese sollen in die Eingliederungsvereinbarung des eHb einbezogen werden.  
Leistungen kann der nichterwerbsfähige Hilfebedürftige insbesondere dann erhalten, wenn 
die Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 SGB II vorliegen, wenn also Sachverhalte eine Ar-
beitsaufnahme des mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden eHb erschweren oder 
behindern. (Vgl. DA § 7). 
In einem solchen Fall ist der nichterwerbsfähige Hilfebedürftige an der EinV zu beteiligen. 
 
Kommunale Partner 
 
Die EinV soll im Einvernehmen mit dem kommunalen Partner abgeschlossen werden. Das 
Einvernehmen mit dem kommunalen Partner ist insbesondere dann vor Abschluss der EinV 
einzuholen, wenn Leistungen erbracht werden sollen, die von dem kommunalen Träger ge-
leistet werden, also insbesondere Leistungen gem. § 16 Abs. 2 Nr. 1-4 SGB II. 
Die AA kann eine EinV bezüglich dieser Leistungen erst dann abschließen, wenn der kom-
munale Träger der Leistung vorher zugestimmt hat. 
Es wird jedoch davon ausgegangen, dass in der ARGE zwischen den Trägern des SGB II 
vereinbart wird, dass das Einvernehmen nicht in jedem Einzelfall hergestellt werden muss, 
sondern als grundsätzlich erteilt gilt. 
 

1.3 Inhalt der EinV 
 
In der EinV muss genau bestimmt sein, welche Leistungen zur arbeitsmarktlichen Integ-
ration der eHb erhält. (§15 Abs. 1 Nr.1 SGB II)  
Im Hinblick auf die vertragliche Bindungswirkung sind Zusagen für Förderungsmöglichkei-
ten mit finanziellen Auswirkungen immer erst dann zu treffen, wenn dies im Hinblick 
auf die Haushaltsmittel auch konkret möglich ist.  
Förderleistungen ergeben sich aus den einschlägigen Möglichkeiten der §§14, 16 u. 29 SGB 
II. Die Förderleistungen sind nach einem differenzierten Profilingergebnis genau festzulegen 
und im Beratungsgespräch zu erläutern. Hierbei bedienen sich die Persönlichen Ansprech-
partner (Arbeitsvermittler/ Fallmanager) des in coArb eingebundenen Vordrucks und tragen 
die konkret vereinbarten Leistungen und Pflichten der Agentur/ARGE bzw. des kommunalen 
Trägers und des eHb in § 1 der Eingliederungsvereinbarung ein. Die Leistungen und Pflich-
ten werden bei jeder Vorsprache besprochen und können bei Bedarf angepasst werden. 
 
Der zuständige Träger kann sich im Rahmen der Eingliederungsvereinbarung bspw. ver-
pflichten, den Erlass eines VA z.B. in Form der Zuweisung zu einer Eingliederungsmaßnah-
me zu einem späteren Zeitpunkt vorzunehmen oder die Bewilligung als solche im Vertrag 
bereits unmittelbar aufnehmen.  
 
Gem. §15 Abs. 1 Nr. 2 SGB II muss die EinV weiterhin bestimmen, welche Bemühungen in 
welcher Form und Häufigkeit durch den eHb erbracht werden müssen. Dies ist individuell auf 
die Person und die vorliegenden Umstände abzustimmen. Es gilt der Grundsatz, dass die 
Forderungen an den eHb eindeutig und klar beschrieben werden müssen, denn die individu-
ell festgelegten Verpflichtungen sind bei Nichteinhaltung durch den eHb die Grundlage für 
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die Prüfung des Sanktionstatbestandes des §31 Abs. 1 Nr.1b SGB II. Generalisierende Emp-
fehlungen sind wegen der Vielzahl möglicher Forderungen ungeeignet. 
 
In einem öffentlich-rechtlichen Vertrag über Sozialleistungen dürfen nur Ermessensleistun-
gen zwischen Verwaltung und eHb vereinbart werden. 
Das bedeutet, dass Verträge über Sozialleistungen, auf die ein Anspruch besteht, unzulässig 
sind.  
 
Der erwerbsfähige Hilfebedürftige verpflichtet sich, sich nur nach Absprache und mit Zu-
stimmung des PAP außerhalb des zeit- und ortsnahen Bereiches aufzuhalten. 
Grundsätzlich hat der eHb sicherzustellen, dass der für ihn zuständige Träger ihn persönlich 
an jedem Werktag an seinem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt erreichen kann. 
 
Der persönliche Ansprechpartner kann auf Antrag des eHb einer Ortsabwesenheit des eHb 
zustimmen. Die Zustimmung muss vorher erfolgen. 
Die Zustimmung darf nur erteilt werden, wenn durch die Zeit der Abwesenheit die berufliche 
Eingliederung, die Teilnahme des eHb an einer ärztlich verordneten Maßnahme der medizi-
nischen Vorsorge oder Rehabilitation o.ä. nicht beeinträchtigt wird. 
 
Die Dauer der maximal möglichen Ortsabwesenheit ist einzelfallbezogen zu entscheiden. Im 
Regelfall sollten nur bis zu 3 Wochen im Kalenderjahr genehmigt werden. 
 
Ein Verstoß gegen die Verpflichtung, sich nur nach Absprache und mit Zustimmung des per-
sönlichen Ansprechpartners außerhalb des zeit- und ortsnahen Bereiches aufzuhalten, stellt 
einen Sanktionstatbestand nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 b) dar (vg. Rz 31.6). 
 
EHb, die in einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung stehen, ist Ortsabwesenheit 
mindestens für die arbeitsvertraglich zustehende Urlaubsdauer zu gewähren. 
 
Ortsabwesenheiten im In- und Ausland zum Zwecke der glaubhaft gemachten Arbeitssuche 
kann bei Bedarf zusätzlich zugestimmt werden. 
 
Soweit der eHb Arbeit im Ausland unter Mitnahme des Arbeitslosengeld II- Anspruches (Be-
scheinigung E 303) suchen will, ist zu differenzieren: 
Soweit der eHb dem Grunde nach die Voraussetzungen für den befristeten Zuschlag nach 
Bezug von Arbeitslosengeld (§ 24 Abs. 1 SGB II) erfüllt, kann er sämtliche Leistungen ein-
malig für 3 Monate unter Beachtung der Meldepflichten mitnehmen. 
Soweit der eHb nur Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende erhält, können diese nicht ins Ausland exportiert werden, diese werden in 
den Anhang II a der Verordnung (EWG) 1408/71 aufgenommen; damit ist eine Exportierbar-
keit der Leistung ausgeschlossen. 
 
In der Übergangsphase bis zur Aufnahme des Arbeitslosengeld II in den Anhang IIa der Ver-
ordnung (EWG) 1408/71 können die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende einmalig für 3 Monate unter Beachtung der Meldepflich-
ten exportiert werden. Mit der Änderung der Verordnung ist im zweiten Halbjahr 2005 zu 
rechnen. 
 
In den Fällen des § 65 Abs. 4 SGB II i.V.m. § 428 SGB III kann sich der erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige nach Anzeige beim persönlichen Ansprechpartner bis zu 17 Wochen im Kalender-
jahr außerhalb des zeit- und ortsnahen Bereiches aufhalten.  
Bei Ortsabwesenheit über 17 Wochen im Kalenderjahr ist zu prüfen, ob eine Änderung des 
gewöhnlichen Aufenthaltes vorliegt. 
 
In diesen Fällen kommt eine Sanktionierung gem. § 31 Abs. 2 SGB II in Betracht, wenn der 
eHb einer Aufforderung, sich beim zuständigen Träger zu melden, nicht nachkommt. 
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1.4 Zeitlicher Rahmen 
 
Die EinV soll für sechs Monate abgeschlossen werden. Auch hier wird ein gebundenes Er-
messen (s. GP 3.2) eingeräumt. In begründeten Fällen kann der persönliche Ansprechpart-
ner die Laufzeit der Vereinbarung auch verkürzen. 
In der Einführungsphase soll bis zum 31.12.2006 die Eingliederungsvereinbarung für bis zu 
12 Monate abgeschlossen werden (§65 Abs. 6 SGB II).  
Die EinV kann auch als Rahmenvertrag ausgestaltet werden, der für 6 bzw. 12 Monate ge-
schlossen wird. Dieser kann bei Bedarf angepasst werden, wenn der eHb sich bei der Agen-
tur meldet und Änderungsbedarf besteht. 
 
Anschlussvereinbarung 
Gelingt die Eingliederung in diesem Zeitraum nicht, ist eine neue Eingliederungsvereinba-
rung zu schließen. Hierbei sind die bisher gewonnenen Erfahrungen zu berücksichtigen.  
 

1.5 Rechtsfolgen 
 
Die EinV ist sowohl für den eHb als auch für die Träger verbindlich.  
Im Gegensatz zu der EinV gem. § 35 Abs. 4 SGB III können durch das Nicht-Einhalten der 
Vereinbarung unmittelbare Rechtsfolgen entstehen. 
  
Sollten die Träger den in der EinV vereinbarten Rechten (bspw. Eingliederungsmaßnahme) 
des eHb nicht nachkommen, kann der eHb diese einfordern. 
 
Daher ist in jeder EinV auch festzuhalten, welche Rechtsfolgen bei Nichterfüllung der ver-
traglichen Pflichten für den eHb eintreten.  
Sollte der eHb seine Pflichten aus der EinV verletzen, können Rechtsfolgen entstehen, wenn 
der eHb vorher über die Rechtsfolgen belehrt wurde.  
Daher ist in § 2 der EinV auf die Rechtsfolgen hinzuweisen. 
 
Wird in der EinV eine Bildungsmaßnahme vereinbart5, muss der Umfang der Schadenser-
satzpflicht des eHb für den Fall geregelt werden, dass er die Maßnahme aus eigenem Ver-
schulden nicht zu Ende führt. Dies soll über eine drohende Absenkung des Arbeitslosengel-
des II hinaus den Anreiz für den Betroffenen erhöhen, die Bildungsmaßnahme ordnungsge-
mäß zu beenden. 
 
Da § 31 Abs. 1 SGB II Sanktionen nur für den Fall vorsieht, dass der eHb vorher über die 
Rechtsfolgen belehrt wurde, ist eine Rechtsfolgenbelehrung in den Vertrag einzubeziehen.  
Dies erfolgt über eine Klausel im Vertragstext, in der auf die Rechtsfolgenbelehrung im An-
hang verwiesen wird. Eine Musterbelehrung befindet sich in der Anlage. 
 

1.6 Verwaltungsakt 
 
Wird eine angebotene Eingliederungsvereinbarung nicht abgeschlossen, erfolgen die Rege-
lungen zu den Leistungen zur sozialen und beruflichen Integration und zu Form und Umfang 
der Eigenbemühungen und Mitwirkungspflichten des eHb (§15 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 
SGBII) durch Verwaltungsakt. 
Eine EinV kann z.B. nicht abgeschlossen werden, wenn 
- der erwerbsfähige Hilfebedürftige sich weigert, 
                                                 
5 Auf die sinngemäße Einpassung der Vorschriften des §77 Abs.3 SGB III ist zu achten. Festzulegen ist das 
Bildungsziel, die Dauer und ggf. die regionale Gültigkeit, nicht jedoch der Bildungsträger.   
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- wenn der eHb keine EinV abschließen kann (z.B. weil er Analphabet ist oder behindert 
ist und keine bevollmächtigte Person beauftragt wurde etc.), 

- soweit eine Pflichtleistung nach § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB II Gegenstand der Vereinbarung 
ist. 

 
Im zu erlassenden Verwaltungsakt sind anstatt der EinV die Pflichten des erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen und ggf. der Bedarfsgemeinschaftsmitglieder zu formulieren sowie ggf. die 
Teilnahme an einer arbeits- oder sozialintegrativen Maßnahme zu regeln.  
Ist dies nicht möglich, so können die unterstützenden Leistungen der Arbeitsgemeinschaf-
ten/Agenturen (arbeits- und/oder sozialintegrative Leistungen) wie in anderen Fällen auch 
durch Einzelbewilligungsbescheid gewährt werden. 
 
Im Verwaltungsakt sind dabei die Gründe anzugeben, welche Zielsetzung(en) die Arbeits-
gemeinschaft/Agentur mit den Verpflichtungen verfolgt.  
Der Bescheid muss eine Rechtsfolgenbelehrung enthalten, die auf die Rechtsfolgen bei 
Nichtbefolgung des Verwaltungsaktes hinweist. 
Ein entsprechender Vordruck wird über coArb/ VAM/VerBIS eingestellt. Der Vordruck kann 
kundenbezogen gespeichert werden. Vor dem Abspeichern ist ein Ausdruck für die Leis-
tungsakte zu fertigen. 
 
Unabhängig vom Erlass des Verwaltungsaktes ist zu prüfen, ob der Absenkungstatbestand 
des §31 Abs.1 Nr.1a SGB II erfüllt ist. Von daher sind die Gründe des Kunden zur Nichtun-
terzeichnung der EinV zu dokumentieren und unterzeichnen zu lassen. Die EinV enthält 
hierzu ein entsprechendes Feld. 
 
 

1.7 Schadensersatzpflicht bei Vereinbarung einer Bildungsmaßnahme 
 
Die Schadensersatzpflicht tritt nur unter der Voraussetzung ein, dass der eHb die Bildungs-
maßnahme aus einem von ihm zu vertretenden Grund nicht zu Ende führt. 
Ein vom eHb zu vertretender Grund liegt dann vor, wenn eine schuldhafte Pflichtverletzung 
des eHb gegeben ist (kein wichtiger Grund). Beispiele: 
 

 Nichterscheinen zur Bildungsmaßnahme, weil der eHb vorgibt, wegen Geldmangel 
keine Fahrkarte kaufen zu können.  

 Nichterscheinen aus gesundheitlichen Gründen ohne ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung. 

 
Ein vom eHb nicht zu vertretender Grund liegt aber zum Beispiel vor, wenn der eHb ein dau-
erhaftes sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis annimmt. 
 
Umfang der Schadensersatzpflicht 
 
Schadensersatz hat der eHb nur unter der Voraussetzung zu zahlen, dass tatsächlich ein 
Schaden eintritt. 
Eine Schadensersatzpflicht kann z.B. dann entfallen, wenn es möglich ist, die freigewordene 
Stelle sofort mit einem anderen eHb zu besetzen. 
Die Höhe des Schadensersatzes ist nach oben begrenzt auf 30 % der Maßnahmekosten. 
Sofern der Schaden geringer ist, ist der tatsächlich entstandene Schaden zu ersetzen. 
 
 

1.8 Form der Eingliederungsvereinbarung 
 



Anlage 4 zum Fachkonzept 
 

Die EinV wird über den BK-Browser als Dokument in coArb eingebunden und kann dort kun-
denbezogen gespeichert werden. Das Verfahren ist analog der bisherigen Praxis der Agen-
turen aufgebaut. 
Ein überarbeiteter Profilingbogen, der bereits auf die Kundendifferenzierung und Handlungs-
programme ausgerichtet ist, wird ebenfalls zum 01.01.2005 zur Verfügung stehen. 
Die Eingliederungsvereinbarung ist an die Rahmenbedingungen des SGB II angepasst. 
 
Im Rahmen der zukünftigen IT-technischen Unterstützung durch VAM/Verbis werden die 
Vordrucke aktualisiert und benutzerfreundlich in die Personen- und Beratungsunterlagen 
eingepasst. 

Mit jugendlichen Erwerbsfähigen unter 25 Jahren, deren Bewerbergesuch für Belange der 
Ausbildungsvermittlung (parallel zu coArb) auch in COMPAS geführt wird, ist ausschließlich 
das o.g. coArb - Dokument Grundlage für eine EinV. Der gem. SGB II zuständige Betreu-
er/Ansprechpartner ist federführend für den Abschluss der EinV und die kontinuierliche Ü-
berprüfung der darin getroffenen Vereinbarungen zuständig, d.h. er gleicht diesbezüglich 
regelmäßig coArb und COMPAS-Aktivitäten ab (und holt im Bedarfsfall Zusatzinformationen 
bei der für die Ausbildungsvermittlung zuständigen Fachkraft ein). 

Die EinV ist in zweifacher Ausfertigung auszudrucken. Ein Exemplar ist für den eHb be-
stimmt, das zweite Exemplar ist zur Akte zu nehmen. 
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Anlage 5: Auf dem Weg in die Selbstständigkeit. Begleitung erwerbsfähiger 
Hilfebedürftiger beim Übergang von öffentlicher Subventionierung zu unter-
nehmerischer Unabhängigkeit  

 
Autor: 
Burkhard Walter 
 
 

 

Auf dem Weg in die Selbstständigkeit. 
Begleitung erwerbsfähiger Hilfebedürftiger beim Übergang von öffentlicher Subventi-
onierung zu unternehmerischer Unabhängigkeit 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Existenz-
gründung 
als Chance 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Existenzgründung oder Übernahme von kleinen Betrieben wurde in den letzten 

Jahren zunehmend als Chance ergriffen, Arbeitslosigkeit zu beenden. Ermutigt 

durch finanzielle Übergangsleistungen und einem breiten Beratungsangebot, 

hat die Zahl der Einzelunternehmer/innen und freiberuflich Tätigen mit unter-

schiedlichem Erfolg zugenommen. Dieser Weg wird auch von den Personen-

gruppen eingeschlagen, denen der erste Arbeitsmarkt aus verschiedenen 

Gründen weitgehend verschlossen ist, die aber nutzbare Qualifikationen haben 

sowie den festen Willen, von staatlichen Transferleistungen unabhängig zu 

werden. Das betrifft vor allem ausländische Mitbürger/innen mit Migrationshin-

PRO

Wir müssen nicht die Arbeitslosen, sondern die Beratung ändern. 

Beratungs- und Förderangebote müssen dem neuen Kunden- und Be-
raterkreisen angepasst werden. 

Regionale autonome Spielräume müssen gegeben und in einem künf-
tigen Netzwerk wahrgenommen werden. 

Effektivierung des Einsatzes von öffentlichen Mitteln kann bedeuten, 
zunächst mehr auszugeben, um anschließend einzusparen. Dazu ist 
die Bereitstellung von Investitionsbudgets erforderlich. 



Anlage 5 zum Fachkonzept 
 

 
 
 
 
 
 
 
Rechtliche 
Grundlagen 
 
 
 
 
 
Beratung 
muss sich 
verändern 
 

tergrund, ältere Personen, Alleinerziehende und Langzeitarbeitslose.6  

 

Überbrückungsgeld und Existenzgründungszuschuss nach SGB III sowie ver-

schiedene Landesprogramme haben bislang den finanziellen Rahmen für sol-

che Wege abgesteckt. Vereinzelte Kommunen haben auf der Grundlage des 

BSHG Sozialhilfeempfänger/innen durch zeitlich begrenzte Transferleistungen 

in der Gründungsphase den Weg in die Selbstständigkeit ermöglicht. Letztere 

Möglichkeit entfällt mit der Einführung des SGB II. Für künftige ALG II – Bezie-

her/innen steht nun das Einstiegsgeld nach § 29 SGB II zur Verfügung.  

 

Die Beratung vor allem des Personenkreises der künftigen SGB II – Bezie-

her/innen hat deutlich gemacht, dass es nicht reicht, sie zu standardisierten 

Beratungsprozessen zu verpflichten und ihnen für eine Übergangszeit finan-

zielle Leistungen zu gewähren. Zwei grundlegende Bedingungen müssen für 

einen effektiven Beratungsprozess erfüllt sein, damit er Existenzgründer/innen 

einen erfolgreichen Start ermöglichen kann: 

 

 
Anpassen 
an die Per-
son und die 
Grün-
dungsidee 
 
 
 
 
 
Outdoor-
Beratung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

I. Der Beratungsprozess selbst muss sich - und damit auch die Berater/innen – 

gegenüber standardisierter Beratung verändern und differenzieren. Die Kom-

petenzen der Berater/innen müssen weit gefasst werden. 

II. Es müssen nicht nur Transferleistungen, sondern auch Investitionsbudgets 

für Kleinkredite und Bürgschaften zur Verfügung stehen, mit denen im Bedarfs-

fall ein Start in die Selbstständigkeit unterstützt wird. 

 

ad I: Outdoor-Beratung und Begleitung aus einer Hand 

Die Beratung muss sich immer individuell an der Herkunft, den Kenntnissen 

und Fähigkeiten der Person anpassen und der jeweiligen Gründungsidee fol-

gen.  

Beratung, Prüfung der Geschäftsidee und Begleitung fällt in der ersten Bera-

tungsphase zusammen. Die Beratung verlangt für eine weitergehende Prüfung 

der Geschäftsidee fast immer ein Verlassen des Beraterstuhls und folgt dem 

Gründungswilligen an den Ort der Gründung oder Betriebsübernahme, geht bei 

                                                 
6 Die im Folgenden dargestellten konzeptionellen Anforderungen basieren auf der langjährigen erfolgreichen 
Praxis der Existenzgründungsberatungsstelle PROGES der Stadt Kassel mit diesen sozialhilfeberechtigten Per-
sonengruppen. (PROGES: pro ExistenzGründung, pro ExistenzErhalt, pro ExistenzSicherung) 
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Hinzuzie-
hen von 
Unterneh-
mensbera-
ter/innen 
 
 
 
 
 
 
Erstbera-
tung als 
Filter 
 
 
 
Einkauf 
von Quali-
fizierungs- 
modulen 
 
 
 
 
Beratung, 
Begleitung 
und Coa-
ching aus 
einer Hand 
 

Bedarf ins familiäre bzw. kulturelle Umfeld und begleitet zu potentiellen Ver-

mietern von Geschäftsräumen, zur Ausländerbehörde, zu Gesprächen mit 

Banken usw.. Auch hierbei gilt: eine gründungswillige Person muss nicht nach 

festgelegten Ansprüchen alles können: so muss eine Person, die einen Im-

bissstand übernimmt, nicht unbedingt ein Geschäftskonzept schreiben können. 

Wo es erforderlich ist, werden professionelle Unternehmensberater/innen hin-

zugezogen. Die dabei erforderlichen Eigenmittel (im Rahmen von Gründungs-

finanzierungsprogrammen) sollten, sofern sie vom Kunden/von der Kundin 

nicht selbst aufgebracht werden, als Darlehen gewährt werden.  

 

Die Erstberatung sowie eventuelle Folgeberatungen wirken als Filtersystem, in 

dem nur Erfolg versprechende Gründungsideen weiter verfolgt werden. Damit 

ist ein effizienter Mitteleinsatz gewährleistet, weil kein finanzielles Eigeninte-

resse für Beratungsleistungen existiert. 

Qualifizierungsmodule werden da, wo sie notwendig sind, von außen einge-

kauft. 

Für den nachhaltigen Erfolg einer Existenzgründung ist eine Begleitung in der 

ersten Gründungsphase in Form von Coaching unerlässlich.  

Der Prozess von Beratung, Prüfung, Begleitung  sowie Coaching und Control-

ling sollte auch künftig nach dem Prinzip der kurzen Wege bei der Person des 

Beraters/der Beraterin zusammen geführt, vermittelt und gesteuert werden, so 

dass es für den/die Gründungswillige/n nur eine/n Ansprechpartner/in gibt und 

diese/r wiederum den Prozess der Umsetzung der Geschäftsidee bzw. Über-

nahme eines bestehenden Betriebs verfolgen kann.  

 

 
 
Der/die 
Berater/in 

Der/die Berater/in 

 muss Grundlagenwissen haben über die Grundvoraussetzungen erfolgrei-

cher Existenzgründungen, um die Chancen für eine Idee realistisch ein-

schätzen zu können.  

 darf die Gründungsidee niemals unabhängig von der Person sehen und 

beurteilen. Wichtig dafür sind soziokulturelle Kenntnisse über den/die Exis-

tenzgründer/in und den potentiellen Kundenkreis sowie Kenntnisse über 

geschlechtsspezifische Herangehensweisen und deren Akzeptanz und Un-

terstützung. 

 muss (auch bei künftigen Gründungen im Rahmen des § 29 SGB II) Ent-

scheidungskompetenz über die Höhe und Dauer der Leistungen haben, 
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weil er/sie zum einen die Situation des Kunden/der Kundin  am besten 

kennt und zum anderen damit ein Regulations- und Sanktionsmittel in Be-

zug auf die Umsetzung der Gründungsidee gegebenenfalls einsetzen kann.

 muss über investive Mittelvergabe bis zu einer fest zu legenden Höhe und 

den Rückzahlungsmodus für Mikrokredite entscheiden können. 

 

 
 
 
Finanzielle 
Situation 
der Grün-
dungswilli-
gen 
 
 
Investitio-
nen und 
Bürgschaf-
ten 
 
 
Microlen-
ding 

ad II: Investitionsbudgets 

Gründungswillige aus den genannten Personenkreisen haben in der Regel 

keine finanziellen Mittel für Investitionen. Ein großer Teil hat Schulden. Mit die-

sen Voraussetzungen scheitern sie bei der Erlangung eines Bankkredits. Zu-

dem handelt es sich in vielen Fällen um geringe Summen, die nicht als kredit-

fähig gelten.  

Für eine erfolgreiche Existenzgründungsförderung sind aber in den meisten 

Fällen finanzielle Mittel für kleine Investitionen und/oder Bürgschaften sowie für 

externe Beratungsleistungen, Qualifizierungen (Schulungen) und Coaching 

erforderlich. 

In Deutschland beginnt die Idee der Microlending-Bewegung Fuß zu fassen. 

Sie antwortet auf solche Bedarfe, ist aber noch nicht hinreichend etabliert. Für 

eine effektivere Steuerung von Gründungen wäre es unverzichtbar, über die 

Möglichkeit eines (bereits erprobten)7 eigenen Investitionsbudgets zu verfügen.

 

 

  

 

 

 

 

                                                 
7 siehe Fußnote 1 
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Anlage 6: Zusammenarbeit mit Dritten im Rahmen des Fallmanagements aus 
Sicht der freien Wohlfahrtsverbände 
 
Autorinnen: 
Heike Lange, Paritätischer Wohlfahrtsverband Hessen 
Martina Messan, Caritasverband für die Diözese Trier e.V. 
 
Zur Ausgangslage 
„Eine der größten Herausforderungen bei der [...] Organisation von Job Centern liegt in einer 
erfolgreichen Verknüpfung der Aktivitäten der Kommunen und Freien Wohlfahrtspflege mit 
denen der Bundesanstalt für Arbeit [...]“, so die zentrale Aussage einer aktuellen Studie zur 
Organisation und Methodik der Job Center, die das Land NRW 2003 herausgegeben hat.  
Die Freie Wohlfahrtspflege stellt sich dieser Herausforderung und bringt ihre Erfahrungen 
aus der Arbeit der Beratungsstellen und besonders aus der Arbeit der sozialen Beschäfti-
gungs- und Qualifizierungsbetriebe ein. Dies geschieht unter Berücksichtigung der Interes-
sen und Bedarfe der Betroffenen (Sozialanwaltschaft) sowie unter Beachtung des Selbstver-
ständnisses der Freien Träger. 
 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwischen Dritten und dem Job Center – Koopera-
tionsstruktur im Job Center (Modell) 
 
Eine Zusammenarbeit ist in folgenden Bereichen vorstellbar: 

 Zusammenarbeit im Rahmen des Fallmanagements (zielgruppenspezifisches Fall-
management) 

 Zusammenarbeit im Bereich der so genannten Eingliederungsleistungen nach § 16 
(2) (Schuldnerberatung, Suchtberatung, Kinderbetreuung, ...) 

 Zusammenarbeit im Bereich der Qualifizierung und Beschäftigung - hier insbesonde-
re im Rahmen der Arbeitsgelegenheiten nach § 16 (3) SGB II 

 Mitarbeit der freien Wohlfahrtspflege im Beirat der Arbeitsgemeinschaften nach § 18 
SGB II, soweit diese vorgesehen sind 

 
Konkrete Formen der Ausgestaltung 
Zu 1.  Im Rahmen des Fallmanagements  
 
Das Fallmanagement im Job Center richtet sich an Personen mit multiplen Vermittlungs-
hemmnissen (so genannte „Betreuungskunden“). Die Träger der freien Wohlfahrtspflege 
verfügen über grundlegende Kenntnisse in den Diagnose-, Förder- und Integrationsverfahren 
benachteiligter Personen und über umfangreiche Erfahrungen  bei der Erstellung von Hilfe-
plänen und Entwicklungsprognosen. Deshalb empfiehlt es sich, bei der Zusammenarbeit mit 
dem Fallmanagement im Job Center an diese Ressourcen anzuknüpfen und sie zu veran-
kern, indem ein zielgruppenspezifischen Fallmanagement eingerichtet wird, beziehungswei-
se bei Dritten Fallkonstruktionen zur Verfügung gestellt werden  (beispielsweise für die Ziel-
gruppen: Suchtkranke mit gravierenden Vermittlungshemmnissen, suchtkranke 
Migrant(innen), Wohnungslose, aus der Haft Entlassene, von Gewalt betroffene schwer ver-
mittelbare Frauen).  
Das zielgruppenspezifische Fallmanagement8 bei Dritten könnte folgende Aufgaben wahr-
nehmen: 

                                                 
8 Dies beinhaltet sowohl die speziellen fachlichen Kompetenzen der Beratungsdienste als auch Aufgaben der 
Koordination. Daher  erscheint es sinnvoll, über die Beratung in zielgruppenspezifischen Modulen hinaus (ver-
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 Das Konzipieren idealtypischer Angebotsketten9  
 Das Erstellen eines Förder-/Hilfeplans, inklusive einer  temporären Steuerung des 

Hilfeprozesses 
 Beratung, Begleitung und Betreuung der Menschen mit multiplen Vermittlungshemm-

nissen 
 
Die Gesamtverantwortung obliegt jedoch immer dem Fallmanager im Job Center.  
Daher gilt es, Rückmeldesysteme (zum Beispiel über gemeinsame Fallkonferenzen in re-
gelmäßigen Abständen) zu entwickeln, die auf die fachlichen Standards der Beratungsarbeit 
der Freien Träger abgestimmt sind, und in denen  über den weiteren Verbleib im zielgrup-
penspezifischen Fallmanagement entschieden wird. 
Auch hinsichtlich der Zielgruppe der Migrant(inn)en erscheint die Einrichtung eines zielgrup-
penspezifischen Fallmanagements sinnvoll, denn die vor Ort tätigen Migrationsdienste haben 
den Auftrag, das Integrationsmanagement für alle Migrant(inn)en, insbesondere Neuzuwan-
derer(innen), zu übernehmen.10 Zur Vermeidung von Doppelstrukturen und zur Sicherung 
eines effizienten Einsatzes öffentlicher Gelder wäre es daher sinnvoll, dass die bestehenden 
Migrationsdienste dem Fallmanagement im Job Center für die Zielgruppe Neuzuwande-
rer(innen) zuarbeiten. Dabei können auch Teilaufgaben im Rahmen der Integrationsbemü-
hungen an die Migrationsdienste abgegeben werden. Die Letztverantwortung liegt für die 
Dauer des Leistungsbezugs von Alg II jedoch immer beim Fallmanager im Job Center. E-
benso müssen die Schnittstellen hinsichtlich der Zielgruppe Menschen mit Behinderungen 
eindeutig bestimmt sein. Integrationsfachdienste, Integrationsämter und das Fallmanage-
ment im Job Center müssen ein tragfähiges Netzwerk bilden.  
 
Zu 2. flankierende soziale Dienste – Zusammenarbeit mit Beratungsstellen 
 
Das Fallmanagement wird häufig mit Problemen konfrontiert werden, die nicht direkt ar-
beitsmarktbezogen sind, beispielsweise Suchtmittelabhängigkeit, Überschuldung, Woh-
nungslosigkeit, Sprachprobleme, familiäre Konfliktlagen. Für diese Problemlagen bestehen 
bereits Hilfeangebote bei den Einrichtungen der Freien Wohlfahrtspflege. Um eine feste Ver-
knüpfung von Beratungsdiensten der freien Träger mit den Bedarfen des Fallmanagements 
herzustellen, könnten zielgruppenspezifische Module, beispielsweise zu den Themen Sucht 
oder Schulden, entwickelt werden. 
Für die Job-Center bietet es sich folglich an, mit den bereits bestehenden Beratungsdiensten 
(Psychosoziale, Schulden-, Sucht- und Erziehungsberatung) Leistungsvereinbarungen über 
zielgruppenspezifische Beratungs –und Integrationsdienstleistungen abzuschließen. Dabei 
können die Dienstleister eine Beschreibung ihrer Leistungen als Modul im Eingliederungs-
plan fassen, was in Abstimmung mit den Fallverantwortlichen auch vergütet wird.   
                                                                                                                                                         
gleiche 2) für diesen Personenkreis ein zielgruppenspezifisches Fallmanagement zu konzipieren, in dem, je 
nach Fallkonstellation, beispielsweise die Suchtberatung oder die Wohnungslosenhilfe die (Teil-)Aufgaben des 
Fallmanagements übernehmen. 
9 Die Konzipierung von „Arbeitsgelegenheiten“ (SGB II) , die auf die Bedarfe der Zielgruppe abgestimmt sind, 
könnte hier ein Bestandteil der Angebotskette sein. Die Realisierung erfolgt durch/in Absprache mit dem  Job 
Center. 
10 Konkret würden Jugendmigrationsdienste (JMD) die individuelle Integrationsförderung übernehmen können, 
was die spezifische Integrationsplanung, die Moderation des Integrationsprozesses und die Vermittlung an ande-
re Dienste und Einrichtungen beinhalten würde und zudem die Entwicklung und Durchführung modularer Grup-
penangebote während des Integrationsprozesses einbeziehen würde. Träger der JMD, die über den Kinder- und 
Jugendplan des Bundes und über den Einsatz von Eigenmitteln finanziert werden, sind die Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege. Im Rahmen der Neukonzeption der Migrationsberatung werden auch die bisherige 
Ausländersozialberatung und die Aussiedlersozialberatung künftig das case management für Migrant(inn)en 
(Kinder und Erwachsene) in Teilen übernehmen können.  
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Die Einrichtung von zielgruppenspezifischen Beratungsmodulen verlangt danach, die Finan-
zierung durch das Job Center zu sichern, um der zusätzlichen Beratungsnachfrage durch 
das Job Center gerecht werden zu können. Das gleiche gilt für die Einrichtung eines ziel-
gruppenspezifischen Fallmanagements.  
Ferner gilt es abschließend noch darauf hinzuweisen, dass aus fachlichen Gründen und aus 
über dreißgjähriger Erfahrung in der ambulanten Sucht- und Schuldnerberatung dringend 
davon abzuraten ist, gefährdete,  abhängige oder verschuldete Hilfeempfänger per Verwal-
tungsakt zur Inanspruchnahme von Schuldner- oder Suchtberatung zu verpflichten. Schuld-
ner- oder Suchtberatung ist ein Hilfeprozess, der unabdingbaren Grundsätzen (Vertraulich-
keit/ Verschwiegenheit, Freiwilligkeit, Ergebnisoffenheit, Nachvollziehbarkeit, Freiwilligkeit) 
unterliegt, ohne deren Einhaltung die Beratung nicht funktionieren kann. Die genannten 
Grundsätze haben sich in jahrzehntelanger Kooperation mit den Sozialleistungsträgern, 
Krankenkassen, Rentenversicherungen, Sozialhilfeträgern, Kommunen und nicht zuletzt der 
Justiz entwickelt und  bewährt und sind deshalb zu beachten. 
 
Zu 3. Im Rahmen der öffentlich geförderten Beschäftigung 
 
Vorrangiges Eingliederungsinstrument des SGB II im Bereich der öffentlich geförderten Be-
schäftigung wird die „Arbeitsgelegenheit“ auf der Basis der Mehraufwandsvariante sein. Der 
Fallmanager im Job Center wird regelmäßig und in hohem Maße auf dieses Instrument zu-
rückgreifen. 
 „Arbeitsgelegenheiten“ bieten als individuelle Förderung die Chance eines Einstiegs zur 
Integration in Arbeit. Voraussetzung ist jedoch, dass sie adäquat begleitet werden und per-
spektivisch ausgerichtet sind. 
 
Arbeitsgelegenheiten können  

 Bestandteil einer Angebotskette im Rahmen des zielgruppenspezifischen Fallmana-
gements sein (zum Beispiel auf die Bedarfe von Suchtkranken oder Wohnungslosen 
abgestimmte Arbeitsgelegenheiten). 

 das Fallmanagement im Job Center durch eine ressourcenorientierte  Kompetenz-
analyse ergänzen (Stärken-Schwächen-Profil). Über ein Grobprofiling können Betrof-
fene in  Arbeitsgelegenheiten entsandt  und dort von einem kompetenten Träger der 
arbeitsmarktpolitischen Beschäftigungsprojekte begleitet werden. Dabei ist es im Ein-
zelfall angezeigt, auch eine Tiefenprofiling zu erstellen, damit über Qualifizierungsan-
gebote in adäquate Arbeitsgelegenheiten von kooperierenden Einrichtungen vermit-
telt werden kann. 

 einen Einstieg in einen langfristigen Integrationsprozess bieten, indem sie die Chan-
cen nutzen, die eine Vernetzung zwischen den sozialen Diensten/Einrichtungen und 
den Trägern der Beschäftigungsförderung, die  im Bereich der Integration schwer 
vermittelbarer Arbeitsloser erfahren sind, ermöglicht. 

 
Auf Grund der strukturellen Defizite des Arbeitsmarktes (fehlende Arbeitsplätze) sind jedoch 
langfristig angelegte Konzepte zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit notwendig. Dies kann 
geschehen durch die  Einrichtung von Modellprojekten zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
(etwa im Bereich der Berufsbilder für Geringqualifizierte) und  der Etablierung eines Sektors 
der öffentlich geförderten Beschäftigung als Teil des regulären Arbeitsmarktes (etwa Genos-
senschaften, soziale Betriebe). Auch hier sind die Wohlfahrtsverbände kompetente Partner. 
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Zu 4. Mitwirkung der Freien Wohlfahrtspflege im Beirat der Arbeitsgemeinschaft oder 
der Kommune 
 
Die freie Wohlfahrtspflege soll die Möglichkeit der Mitwirkung in einem aus Vertretern der 
lokalen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik bestehenden Beirat erhalten, der die Förderung des 
politischen Dialogs, der übergreifenden Zusammenarbeit auf lokaler Ebene sowie die Beglei-
tung und Bewertung der  lokalen Arbeitsmarktpolitik zur Aufgabe hat. Darüber hinaus soll 
ihnen im Hinblick auf die Einrichtung von „Arbeitsgelegenheiten“ (SGB II) die Aufgabe der 
Beobachtung der Einhaltung der Zusätzlichkeitskriterien obliegen. 
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Anlage 7: Diskussionsnotwendiger Vorschlag für eine erfolgsorientierte Arbeit 
mit arbeitsmarktfernen Personengruppen im Rahmen des Fallmanagements 
nach dem SGB II 
 
Autor: 
Arbeitskreis 
 
Agenturen für Arbeit und Sozialämter haben in den letzten Jahren unter dem Druck von neu-
en Steuerungsmodellen, Überlastung der öffentlichen Haushalte und dem politischen Fokus 
auf erfolgreiche Arbeitsmarktintegration ein mehr oder weniger systematisches „Creaming“ 
von arbeitslosen Personen betrieben, bei dem der Fokus auf Menschen ohne oder nur mit 
geringen Vermittlungshemmnissen gelegen hat. Diese versprachen eine höhere Erfolgs-
wahrscheinlichkeit bei der arbeitsmarktlichen Integration und damit die von Politik und Ge-
schäftsleitung erwünschten Erfolge. Die Differenzierung der Kundengruppen in den Agentu-
ren und die dahinter stehenden Handlungsprogramme und finanztechnischen Merkmale be-
legen dies eindrucksvoll. Betriebswirtschaftlich gesehen war das sicher sinnvoll. 
Gesetzlicher Auftrag und Selbstverständnis eines Sozialversicherungsträgers gehen jedoch 
über eine rein betriebswirtschaftliche Betrachtung von arbeitslosen Menschen hinaus. Sozia-
le Gerechtigkeit, Chancengleichheit, kompensatorischer Nachteilsausgleich und Risikoabsi-
cherung sind Begriffe, die einem rein marktwirtschaftlich orientierten System fremd sind, die 
aber mit dem Selbstverständnis der sozialen Marktwirtschaft und dem grundgesetzlichen 
Auftrag zwingend verbunden sind. Dies schließt zweifelsohne eine Modernisierung der Sozi-
alleistungssysteme und eine Überprüfung der Zielgruppen ein. 
Gerade Personenkreise mit erheblichen Problemen am Arbeitsmarkt sind auf öffentliche So-
lidarität angewiesen. 
Das SGB II gibt gerade durch ein beschäftigungsorientiertes Fallmanagement hier die Chan-
cen, Menschen mit erheblichen Vermittlungsdefiziten auf intensive Weise besonders zu för-
dern, dort wo notwendig, auch zu fordern. 
Diese besondere Ausrichtung auf einen Personenkreis mit multiplen Vermittlungshemmnis-
sen erfordert jedoch, dass auch Gesetzgebung und Geschäftsleitung in den jeweiligen Insti-
tutionen akzeptieren, dass eine ausschließliche Ausrichtung auf unmittelbare Arbeitsmarktin-
tegration als einziges Erfolgskriterien nicht ausreicht (hierzu ist im Fachkonzept ja einiges 
ausgesagt) und dort, wo erfolgreiche Arbeitsmarktintegration dieser Zielgruppen gelingt, der 
hierfür aufgewendete „Energiebeitrag“ (personell, finanziell) besonders zu würdigen ist. 
Aus dem angelsächsischen Modell der JobCenter plus kann man übernehmen, dass die er-
folgreiche Arbeit mit arbeitsmarktintegrativ schwierigen Personengruppen auch eine beson-
dere Honorierung erfährt. Das dortige Punktesystem honoriert diese Arbeit im Sinne einer 
Erfolgshonorierung bei den tätigen Fachkräften. In ähnlicher Weise werden auch im nieder-
ländischen Kansmeter-Modell arbeitslose Menschen nach ihrer Distanz zum Arbeitsmarkt 
eingeschätzt und ihre erfolgreiche Reintegration entsprechend dem Schwierigkeitsgrad ge-
würdigt.  
 
Der Arbeitskreis Fallmanagement hat sich deshalb entschlossen, eine Diskussionanregung 
zu dieser Thematik zu geben, in dem ein erster, noch fragmentarischer Vorschlag für ein 
Punktesystem in der Arbeit mit Zielgruppen vorgelegt wird.  
Den Arbeitskreismitgliedern sind folgende Hinweise dabei besonders wichtig: 
 
1. Die Auswahl der Zielgruppen kann nicht zentral vorgegeben werden, da sich sowohl die 

arbeitsmarktliche Situation regional immer anders darstellt und auch Quantität und Quali-
tät der jeweiligen Zielgruppen. 

2. Das Punktesystem als ausschließliches Kriterium der Leistungsbewertung ist ungeeignet. 
Es hat ergänzende Funktion. 

3. Ein Punktesystem ist unter wissenschaftlich-methodischen Vorgehensweisen als proble-
matisch einzuschätzen. Valide Daten und Untersuchungen gibt es hierzu bisher nicht. 
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4. Die Einführung eines regionalen Punktesystems sollte nur mit professioneller Unterstüt-
zung durchgeführt werden. 

 
Tabellarische Übersicht über erfolgreiche Arbeit11 mit Zielgruppen nach dem SGB II (Alle 
Zielgruppen der Prioritätsstufen 1 bis 5 erfüllen die Zugangsdefinition zum Fallmanagement) 

 
Diskussionsnotwendiger Entwurf 

 
Zielgruppe Erfolgreiche Vermitt-

lung am Ersten Ar-
beitsmarkt 

(sozialversicherungs-
pflichtig in TZ/VZ oder 

Selbständigkeit) 

Erfolgreiche Vermitt-
lung am Ersten Ar-

beitsmarkt 
(Abhängige Beschäf-
tigung, nicht sozial-
versicherungspflich-

tig) 

Erfolgreiche Aktivie-
rung durch arbeits-
marktpolitische In-

strumente (Qualifizie-
rung, zweiter Arbeits-

markt) 

Priorität 1 
 Migranten ohne 
Berufsabschluss 
über 50 Jahre 

 Jugendliche ohne 
Berufsabschluss 
unter 25 Jahren 

 Erwachsene Hil-
feempfänger, die 
seit mehr als fünf 
Jahren ununterbro-
chen Sozial- 
und/oder Arbeitslo-
senhilfe bezogen 
haben 

 …. 
 

 
 
 

10 Punkte 

 
 
 

6 Punkte 

 
 
 

8 Punkte 

Priorität 2 
 Jugendliche mit 

Berufsabschluss 
an der Zweiten 
Schwelle 

 Alleinerziehende 
und Berufsrück-
kehrer mit min-
destens sechsjäh-
riger Erziehungs-
pause 

 …. 
 

 
 
 

8 Punkte 

 
 
 

3 Punkte 

 
 
 

4 Punkte 

Priorität 3 
 Personen mit er-

heblichen Vermitt-
lungsproblemen. 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

                                                 
11 Als erfolgreich wird gewertet, wer sechs Monate nach erfolgreicher Vermittlung in Arbeit oder Arbeitsgele-
genheit noch beschäftigt ist beziehungsweise bei anderen Maßnahmen, wer erfolgreich die Maßnahme abge-
schlossen hat. Wurde die Vermittlung durch den Einsatz von weiteren arbeitgeberbezogenen arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumenten erreicht (Lohnkostenzuschüsse, betriebliche Trainingsmaßnehmen), verringern sich die 
Punktwerte um die Größe „1“.  
Mittelfristig könnte ein Kostenfaktor ermittelt werden, der zusätzlich gewichtend die Größe der eingesparten 
öffentlichen Leistungen einrechnet! 
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Hierzu gehören: 
o Suchtab-

hängige nach 
einer Therapie 

o Strafgefan-
gene nach Ver-
büßung einer 
Haftzeit von 
mehr als zwei 
Jahren 

o Anerkannt 
schwerbehin-
derte Menschen 
mit einer GdB 
von >50 

 …. 
 

 
6 Punkte 

 
4 Punkte 

 
3 Punkte 

Priorität 4 
 Anerkannt 

schwerbehinderte 
Menschen mit 
weniger als 50% 
MdE 

 ….. 
 

 
4 Punkte 

 
3 Punkte 

 
2 Punkte 

Priorität 5 
 Kunden, die die 

Zugangsdefinition 
zum FM erfüllen, 
jedoch nicht zu 
einer der vorge-
nannten ZG zäh-
len 

 … 
 

 
3 Punkte 

 
1 Punkt 

 
2 Punkte 

Priorität 6 
 Kunden, die durch 

das FM betreut, 
jedoch die Zu-
gangskriterien 
nicht erfüllen 

 Zusätzlich rekru-
tierte Arbeitsplät-
ze, die nicht be-
setzt werden 
konnten und der 
Vermittlung ins-
gesamt zur Verfü-
gung stehen. 

 … 
 

 
 
 

2 Punkte 

 
 
 

1 Punkt 

 
 
 

1 Punkt 

Priorität 7? 
 ….    
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Anlage 8: Kurzdarstellung des Fachkonzeptes „Beschäftigungsorientiertes 
Fallmanagement nach dem SGB II“ 
 
 

Einführung 
 
Die Grundkonzeption versteht sich als ein Referenzangebot, mit dem sich die unterschiedli-
chen Träger der „Grundsicherung für Arbeitsuchende„ einen kurzen und prägnanten Über-
blick über wesentliche Prozessschritte und Standards des Fallmanagements verschaffen 
können. 
 
Sie ist nicht zielgruppenspezifisch ausgerichtet, sondern klärt vielmehr die Grundlagen, an 
denen sich später auch zielgruppenspezifische Konzepte zur Betreuung besonderer Perso-
nengruppen im Rahmen des Fallmanagements orientieren können. 
 
Bei der Durchführung von Fallmanagement ist darauf zu achten, dass  
- aktive Leistungen unter Berücksichtigung von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Vor-

rang vor passiven Leistungen (Leistungen zum Lebensunterhalt) haben, 
- die unmittelbare Arbeitsmarktintegration Priorität hat vor anderen integrativen Leistungen 

(erster Arbeitsmarkt vor zweitem Arbeitsmarkt), 
- die Aspekte Steuerung und Controlling ausreichend berücksichtigt werden 
- und letztendlich die angemessene Beteiligung und Eigenaktivität der Kunden einzufor-

dern ist. 
 

Fallmanagement ist zunächst das Management der vielen und sehr differenziert zu betrach-
tenden Individualfälle. In diesem engeren Sinne ist Fallmanagement die arbeitsteilige Orga-
nisation von Fallarbeit, die sich in erster Linie auf Multi-Problem-Fälle konzentriert (Kapitel 1-
7).  

Fallmanagement umfasst aber auch Fragen einer fallübergreifenden Differenzierung der 
Kunden, der Zuordnung von Fällen und der Steuerung von Unterstützungsprozessen, die 
immer auch Fragen des Fallmanagements als Organisationsleistung (Kapitel 8) sind.  

 

1. Definition und Verständnis des beschäftigungsorientierten Fallmanagements 
 
Das Grundverständnis des beschäftigungsorientierten Fallmanagements beruht auf folgen-
den vier Eckpfeilern: 
 
 Alle Fallmanager besitzen grundlegende Arbeitsmarktkenntnisse, haben ein Verständnis 

von betrieblichen Personalrekrutierungsstrategien und sind mit den Instrumenten und 
den Vorgehensweisen der aktiven Arbeitsförderung und -vermittlung vertraut. Ziel ist es, 
in der Person oder dem (arbeitsmarktlichen) Umfeld liegende Vermittlungshemmnisse zu 
beseitigen oder zu minimieren und die Kundin so zeitnah wie möglich arbeitsmarktlich zu 
integrieren. Fallmanager sind damit auch die ersten Arbeitsvermittler ihrer Kunden. 

 Alle Fallmanager erhalten und behalten die Fallführung, d.h. alle sozial- und arbeits-
marktintegrativen Leistungen werden durch sie im Zusammenwirken mit den Kunden 
entschieden und gesteuert. Vertiefte leistungsrechtliche Kenntnisse werden durch die 
Fachkräfte der Leistungsgewährung aufgefangen, die dem Fallmanagement zuarbeiten. 

 Die Umsetzung des Grundprinzips des „Fördern und Fordern“ ist zentrale Aufgabe des 
Fallmanagers und wird von diesem unter Berücksichtigung der zu betreuenden Kunden-
gruppen ganzheitlich angeboten (Dienstleistung aus einer Hand). Eingliederungsanstren-
gungen sollen unterstützt, fehlende Mitwirkung oder die Ablehnung zumutbarer Beschäf-
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tigungen bzw. Eingliederungsmaßnahmen ist im Rahmen gesetzlicher Regelungen zu 
sanktionieren.  

 Fälle, in denen die Arbeitsmarktintegration als prioritäres Ziel nicht mehr verfolgt wird, 
werden vom beschäftigungsorientierten Fallmanagement nicht erfasst.  

 
Ausgehend von diesem Verständnis und angelehnt an die Definition der „Case Management 
Society of America“, wird beschäftigungsorientiertes Fallmanagement wie folgt definiert:  
 
„Fallmanagement in der Beschäftigungsförderung ist ein auf den Kunden ausgerichteter Pro-

zess mit dem Ziel der möglichst nachhaltigen Integration in den Arbeitsmarkt. In diesem ko-

operativen Prozess werden vorhandene individuelle Ressourcen und multiple Problemlagen 

methodisch erfasst und gemeinsam Versorgungsangebote und Dienstleistungen geplant, die 

anschließend vom Fallmanager implementiert, koordiniert, überwacht und evaluiert werden.  

So wird der individuelle Versorgungsbedarf eines Kunden im Hinblick auf das Ziel der mittel- 

und/oder unmittelbaren Arbeitsmarktintegration durch Beratung und Bereitstellung der ver-

fügbaren Ressourcen abgedeckt und seine Mitwirkung eingefordert.“  

 

2. Fallzu- und -abgang 
  
Standards 
 
1. Die Fallübernahme darf nur nach einer gründlichen Beratung und Objektivierung der tat-

sächlichen Bedarfssituation des Kunden und gegebenenfalls seiner Bedarfsgemeinschaft 
erfolgen. Die Gebote der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (Effizienz und Effektivität) 
gebieten es, hier klare und präzise Regelungen zu treffen, um die im Regelfall eher teure 
Ressource Fallmanagement sinnvoll einzusetzen. 

2. Der erstmalige Kontakt zwischen Fallmanager und potenziellem Kunden ist so zu gestal-
ten, dass der sich anschließende Betreuungsprozess konstruktiv und kooperativ aufge-
nommen werden kann. 

3. Die Zuweisung der Kunden ist in einer angemessenen Form zu gestalten. Je qualifizierter 
die Erstinformation und Überleitung an das Fallmanagement erfolgt, desto günstiger der 
Einstieg und die Herstellung eines „Arbeitsbündnisses“. 

4. Der Fallmanager entscheidet die Übernahme des Falles nach fachlichen Kriterien der 
Zugangsdefinition. Eine ausschließliche Zuordnung nach „Checklistenverfahren“ ist unzu-
lässig. 

5. Fallmanager orientieren sich an ethischen Standards, rechtlichen Notwendigkeiten und 
wirtschaftlichen Effizienzkriterien. 

 
Zugangssteuerung 
 
Nur eine einheitlich angewandte Definition leistet eine bundesweit vergleichbare Zugangs-
steuerung (Controllingaspekt), belässt dennoch regionale Vielfalt, da Ermessens- und Beur-
teilungsspielräume bleiben. 
 
Empfohlen wird als Instrument der Zugangssteuerung folgende Festlegung: 
 
„Eine Übernahme in das beschäftigungsorientierte Fallmanagement ist in der Regel  ange-
zeigt, wenn  
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• ein erwerbsfähiger Hilfebedürftiger  drei abgrenzbare schwerwiegende Vermittlungs-
hemmnisse aufweist, die in seiner Person und/oder Bedarfsgemeinschaft begründet 
sind und 

• eine Beschäftigungsintegration ohne Prozessunterstützung durch ein Fallmanagement 
nicht erreicht oder erheblich verzögert würde.  

 
Abweichungen von dieser Zugangsdefinition sind möglich, wenn bei Neuzugängen auf der 
Basis eines abgesicherten Profilings das Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit erkennbar und 
durch Prozessunterstützung des Fallmanagements die Wahrscheinlichkeit des Eintritts mi-
nimiert werden kann (Prophylaxeaspekt)“  
 
 Durch eine handlungsleitende Definition (Entscheidungshilfe) wird erreicht, dass der An-

spruch auf wirtschaftlichen Einsatz des Produktes sichergestellt werden kann. Es werden 
nur die Personen erreicht, die durch multiple Problemlagen erhebliche Integrations-
hemmnisse aufweisen. 

 Die Definition verdeutlicht die Subsidiarität dieser Dienstleistung gegenüber anderen 
Dienstleistungsangeboten der ARGE. 

 Die Einbeziehung der Bedarfsgemeinschaft sichert den ganzheitlichen Ansatz, den der 
Gesetzgeber vorschreibt. 

 Mit dem prophylaktischen Aspekt werden für SGB II-Neukunden erprobte SGB III-
Instrumente (Profiling) übernommen und Erfahrungen aus dem SGB III-Bereich nutzbar 
gemacht. 

 In der deutlichen Mehrzahl aller Fälle wird sich die Programmatik Fallmanagement an 
Kunden der Kundengruppe IV (Betreuungskunden) wenden. Die darauf beruhende Kun-
dendifferenzierung im Vorfeld erfordert: 

 Eine fundierte/abgesicherte Zuordnung. 
 Die Freiheit der Fachkräfte auch anders entscheiden zu können, wenn sich aus 

der individuellen Fallbehandlung eine anderweitige Zuordnung als arbeitsmarktin-
tegrativ günstiger herausstellt und diese begründet werden kann. 

 
Die Dienstleistung Fallmanagement ist in regelmäßigen Zeitabständen im Hinblick auf Sinn-
haftigkeit und Wirtschaftlichkeit zu überprüfen. Eine vorab festgelegte zeitliche Limitierung 
der Betreuung ist jedoch angesichts der Vielschichtigkeit von Problemstellungen unzweck-
mäßig. Gleichwohl ist die Fortsetzung der Betreuung in regelmäßigen Abständen durch die 
Fallmanagerin zu begründen, spätestens im Zuge der Anpassung der Eingliederungsverein-
barung. 
 
Die Beantwortung der Frage nach einem wirtschaftlichen Einsatz von Fallmanagement kann 
sich an folgenden Punkten orientieren: 
 
 Wenn die Komplexität der Fallgestaltung Erfahrungen und Kenntnisse voraussetzt, die in 

dieser Form den Vermittlungsfachkräften nicht zur Verfügung stehen. 
 Wenn erwartet werden kann, dass zumindest mittelfristig (1 Jahreszeitraum) durch die 

intensive Fallarbeit und Fallunterstützung eine deutliche Verbesserung i.S. der Arbeits-
marktintegrationsfähigkeit erreicht werden kann. 

 Wenn spezifische Methoden und Instrumente des Fallmanagements in ihrer Wirkung 
besser geeignet erscheinen als die der Vermittlungsfachkräfte.  

 Wenn die besser ausgestalteten Kontakte zu den sozialen Netzwerkpartnern dazu die-
nen können, die angestrebte Hilfe (hier ist schon eine Entscheidung gefallen, die doch 
erst der FM trifft) schneller und gegebenenfalls auch kostengünstiger einzuleiten. 

 
 
Festzulegen ist auch, wie der Prozess der Begleitung durch eine Fallmanagerin wieder be-
endet werden kann. Diese regional sicherlich noch detaillierter festzulegenden Kriterien rich-
ten sich nach 
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• der Zielerreichung Überwindung der Hilfebedürftigkeit, insbesondere durch erfolgreicher 
Arbeitsmarktintegration und der dadurch erreichten Unabhängigkeit von öffentlichen Un-
terstützungsleistungen nach dem SGB II, 

• der Überführung in ein anderes Sozialsicherungssystem, welches den Lebensunterhalt 
sicherstellt, und 

• wenn die Integrationsleistung intern wirtschaftlicher erbracht werden kann (Subsidiarität 
der Dienstleistung Fallmanagement) 

3. Beratung und Herstellen eines „Arbeitsbündnisses“ 
 
Der erste Prozessschritt im Kontakt mit dem Kunden erfüllt zwei bedeutsame Funktionen: 
 
a) Er hat zunächst eine Filterfunktion, in dem hier die Gründe der Fallübernahme geprüft und 
dokumentiert werden. Im Ergebnis sind danach möglich: 

 die Fallübernahme, 
 die Abweisung des Falles und die Rücküberweisung an den „Übersteller“, 
 die Weiterleitung des Falles an andere kompetente Betreuungsformen, wenn bei-

spielsweise für bestimmte Zielgruppen ein spezialisiertes Fallmanagement vorgese-
hen ist. 

 
b) Zweitens wird hier die Basis für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit gelegt, die Grund-
lage für ein tragfähiges „Arbeitsbündnis“ im folgenden Prozessablauf ist. 
 
Als Beratung in diesem Kontext wird definiert: 
 
Beratung innerhalb der Dienstleistung Fallmanagement kann verstanden werden als eine 
befristete „intensive persönliche Kommunikation und Kooperation“, die dazu dienen soll, Rat-
suchende bei der Integration in den Arbeitsmarkt zu unterstützen. Die beratungskonstituie-
renden Merkmale sind folgende: 
• Beratung bezieht sich auf konkrete Probleme von Ratsuchenden. Sie muss so aufgebaut 

sein, dass die Ratsuchenden in die Lage versetzt werden, diese Probleme zu formulieren 
und – wenn nötig – auf Nachfrage hin so zu spezifizieren, dass sie Thema der Beratung 
werden können. 

• Beratung muss soweit wie möglich „ergebnisoffen“ sein. Die Ratsuchenden sollen in 
größtmöglichem Umfang in die Lage versetzt werden, die Ergebnisse der Beratung 
selbstständig in ihren Alltag umzusetzen, ohne durch die Berater zu einem bestimmten 
Handeln genötigt oder gar gezwungen zu werden. 

 
 

4. Aktivierende Anamnese – Probleme erkennen und verorten 
 
Eine vertiefte, zielorientierte Beschäftigung mit dem Kunden und den Mitgliedern der Be-
darfsgemeinschaft bildet die Grundlage für die weitergehende Integrationsplanung.  
Die Anamnese ist nach der Herstellung des Arbeitsbündnisses ein weiteres Glied in der Ket-
te der prozesshaft ausgerichteten Eingliederungsplanung.  
Sie erfüllt drei wesentliche Funktionen: 
 
1. Sie gleicht die Selbsteinschätzung des Kunden mit der Fremdeinschätzung der Fallma-

nagerin ab (korrigiert/klärt/informiert) 
2. Sie bewertet Hemmnisse des eHb und seiner Bedarfsgemeinschaft, aber auch Ressour-

cen unter dem Aspekte der Arbeitsmarktintegration (Ausmaß, Schwierigkeitsgrad, indivi-
duelle Bedeutung, Arbeitsmarktbezug) 

3. Sie regt durch aktivierende Gesprächstechniken und Methoden zur Mitarbeit an (Kopro-
duktion) 
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Diese anamnestische Phase dient also dazu, Informationen, Daten und Eindrücke zur Per-
son/der Bedarfsgemeinschaft, der vorhandenen Ressourcen sowie Kompetenzen und zur 
Genese von Fehlentwicklungen oder Blockierungen zu gewinnen und daraus eine Ordnung, 
Würdigung und Beurteilung der sozialen und arbeitsmarktrelevanten Situation abzuleiten. 
 
Standards 
 
 Eine fallangemessene aktivierende Anamnese hat auf verschiedene Grundbedingungen 

zu achten, die einerseits die professionellen Standards widerspiegelt, anderseits auch die 
Persönlichkeitsrechte der Kunden reflektiert.  

 Zu einer aktivierenden Anamnese sollten folgende Gesprächsbereiche gehören, die 
stichwortartig protokolliert werden. Umfang und Tiefe stehen im Kontext der für die erfolg-
reiche Sozial- und/oder Arbeitsmarktintegration notwendigen Informationen: 

- Stammdaten: Hierzu gehören die leistungsbegründenden Daten (Familienzusam-
mensetzung, Alter, Erwerbsstatus, Sonderbedarf, KdU) 

- Ressourcendaten: Hierzu gehören alle Daten des sozialen Geflechts wie etwa Fa-
milienkonstellation, Freundschaften, Nachbarschaftskontakte, Vereinszugehörigkeit 
einschließlich einer Bewertung der Beziehungsstärke. Auch Merkmale zur Wohnsi-
tuation, Kontakte zu weiteren Beratungseinrichtungen, Selbsthilfegruppen können 
hier erfasst werden. 

- Persönlichkeitsdaten: Hier werden für die Erwerbsorientierung bedeutsame Eigen-
schaften (Merkmale) wie Selbstbild, Frustrationstoleranz, (Miss-) Erfolgsorientierung, 
Belastbarkeit, Leistungsbereitschaft erfasst. 

- Gesundheitsdaten: gesundheitlicher Zustand, Krankheiten, Behinderungen, regel-
mäßige Arztbesuche und Krankenhausaufenthalte etc. 

- Berufsbiografische Daten: Bildungs- und Berufsdaten, Tätigkeiten, zertifizierte und 
nichtzertifizierte Zusatzqualifikationen, beruflich verwertbare Interessen und Hobbys, 
Sprachsicherheit, Fremdsprachen, IT/ EDV-Kenntnisse, regionale Mobilität  

- Selbsteinschätzung: Eine kurze Selbsteinschätzung zu ausgewählten Feldern der 
Anamnese, insbesondere der Eigeneinschätzung zu den beruflichen Qualifikationen. 
Hierdurch wird ein Abgleich zwischen Selbstwahrnehmung des Kunden und Ein-
schätzung durch den Fallmanager möglich, der Grundlage für eine Annäherung im 
Rahmen der Zielvereinbarung (Integrationsplan) werden kann. 

- Perspektivpfade: Die Identifizierung von beruflichen Perspektiven schafft die Vor-
aussetzungen für eine aktive Mitarbeit und kann Ausgangspunkt für Überlegungen 
zur Umsetzung im Rahmen der Hilfeplanung bieten. 

 

5. Integrationsplanung und Eingliederungsvereinbarung – Ziele vereinbaren 
und Hilfsangebote planen  

 
Die Ergebnisse der anamnestischen Phase liefern die Grundlage für Überlegungen der kon-
kreten Integrationsplanung. Ergänzt durch die vorliegenden Ergebnisse einer systematischen 
Standortbestimmung lassen sich Chancen einer Arbeitsmarktintegration genauer bestimmen 
und Schritte zur kurz-, mittel- oder langfristigen Integration in den ersten Arbeitsmarkt entwi-
ckeln.  
 
Der Integrationsplan und die nach § 15 SGB II vorgeschriebene Eingliederungsvereinbarung 
bilden eine Einheit. Beide schaffen die notwendige Verbindlichkeit im „Arbeitsbündnis“, stel-
len einen Kontrakt dar, der beim Bruch von Vereinbarungen zu Sanktionen führen kann.  
 
Die Integrationsplanung und die Eingliederungsvereinbarung erfüllen zusammenfassend 
mehrere Funktionen: 
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- In der Zusammenarbeit mit dem Kunden werden in der Integrationsplanung in kleinen, 
überschaubaren Einheiten die einzelnen Schritte zur Rückkehr in den Arbeitsmarkt be-
sprochen und festgelegt. Sie bilden die Grundlage für die abzuschließende Eingliede-
rungsvereinbarung, die bei erfolgreicher Planung eher als „Formsache“ zu bezeichnen 
ist. Damit wird im Integrationsplan das Prinzip des „Fördern und Fordern“ fokussiert und 
als interaktiver Prozess einer vertraglichen Lösung zugeführt (Eingliederungsvereinba-
rung). 

- Ein systematischer Integrationsplan liefert, wie die Vereinbarung selbst, eine Reihe von 
steuerungsrelevanten Daten, beispielsweise zur Dauer und Notwendigkeit integrativer 
Überlegungen, die nicht unmittelbar auf die Arbeitsmarktintegration zielen, zur Prüfung 
inwieweit kommunale Sozialpolitik hieraus Gestaltungsaufgaben ableiten kann, zum 
Umsetzungsstand von Teilzielen, gerade im Hinblick auf die Beseitigung oder Minimie-
rung von Vermittlungshemmnissen sowie bei entsprechender Verknüpfung mit Budgetie-
rungen auch Angaben zum möglichen Kostenaufwand. 

- Gerade der letzte Punkt ist von erheblicher Bedeutung, sind doch Eingliederungspla-
nung und –vereinbarung einer doppelten Bindung unterworfen. Einerseits wirken sie als 
„Teilchen“ mit an der gesamten Maßnahmeplanung der Institution, gleichzeitig wirken 
solche Planungsmechanismen zurück auf die unmittelbaren Absprachen zwischen Kun-
den und Fallmanagerin. 

 
Standards 
 
• Das Abstraktionsniveau der geplanten Schritte und der vereinbarten Ziele muss der 

intellektuellen und sprachlichen Fähigkeit der Kunden angepasst werden (Leistungsfähig-
keit der Kunden). 

• Die wechselseitige Verbindlichkeit der Absprachen muss offen gelegt werden. Hierzu 
gehört eine verständliche und gegebenenfalls an Beispielen verdeutlichte Aufklärung über 
die Rechtsfolgen. 

• Von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist das kulturelle Verständnis verschiedener 
Personenkreise zu den Kriterien „Amt“ und „Vertrag“. 

• Standardisierte Anamneseverfahren sichern die Fachkräfte einerseits ab, wesentliche 
Merkmalserhebungen in Belastungssituationen zu „vergessen“, und stellen gleichzeitig 
eine übergreifende und vergleichbare Vorgehensweise sicher. Integrationsplanung und 
Eingliederungsvereinbarung sind wichtige Instrumente der Qualitätskontrolle. Sie zwingt 
die Fallverantwortlichen ihre Planungsvoraussetzungen – und dadurch ihr Fall- und Feld-
verständnis – zu formulieren und zu überprüfen. Wurden vereinbarte Ziele nicht erreicht, 
muss in beiden Richtungen nach Fehleinschätzungen gesucht werden. 

• Zu den wesentlichen Voraussetzungen einer verbindlichen Integrationsplanung gehört 
die Festlegung des Zeitrahmens, in dem die Ziele erreicht werden sollen. Hierzu gehört 
auch die Herstellung der notwendigen Transparenz zwischen den Teilzielen der Planung 
und dem lang-, mittel- oder kurzfristigen Zielen der Arbeitsmarktintegration. 

 
 
6. Leistungssteuerung  
 
Die bisher dargestellten Prozessschritte hatten den Aufbau und die Ausgestaltung der Bera-
tungsbeziehung zwischen Kunden und Fallmanagern zum Gegenstand. 
In der Leistungssteuerung geht es um den Umgang mit Leistungen, die der Fallmanager 
häufig nicht selbst erbringt, die aber zentraler Bestandteil einer Integrationsplanung/ Einglie-
derungsvereinbarung sind. Eine zentrale Qualität von Fallmanagement bemisst sich damit an 
der Kompetenz, Hilfsangebote in einer Weise zu vermitteln, dass sie auf die besondere Be-
darfslage des Einzelfalls zugeschnitten sind. Dies beinhaltet, dass der Fallmanager Steue-
rungskompetenzen gegenüber den Leistungsträgern besitzt, deren Angebote in Anspruch 
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genommen werden sollen. Es geht darum, einzelne benötigte Leistungen entsprechend der 
Eingliederungsvereinbarung verbindlich zu steuern.  
Das Spektrum der in Anspruch zu nehmenden Hilfsangebote ist in den §§16 und 29 SGB II 
umrissen. 
Allerdings ist zu beachten, dass die mit dieser Steuerungsaufgabe verbundene Handlungs-
autonomie in ein Steuerungskonzept eingebettet sein muss, wenn sie nicht in „Willkür“ um-
schlagen soll. 
Unter Umständen sind die Problemlagen auch so spezifisch oder komplex, dass deren Bear-
beitung nicht nur spezielle fachliche Kompetenzen, sondern zusätzliche Koordinationsleis-
tungen erfordert (etwa im Falle von Suchtkranken oder Wohnungslosen). Dann müsste ein 
spezielles zielgruppenbezogenes Fallmanagement konzipiert werden, das eingeschaltet 
werden kann, um die geeigneten Angebotskonstellationen zu entwickeln und – im Auftrag 
des ursprünglichen Fallmanagers – zu steuern. Aus den USA liegen entsprechende Erfah-
rungen für bestimmte Zielgruppen vor (zum Beispiel Frauen mit Gewalterfahrungen, Drogen-
abhängige).  
Generell muss die Steuerung der Leistungen Dritter Bestandteil eines umfassenden Control-
ling-Konzeptes sein. Auch wenn Kunden an Dritte weiter verwiesen wurden, hat der Fallma-
nager die Fallverantwortung und dies bedeutet, dass er nicht nur wissen muss, „wo“ der 
Klient sich befindet, sondern sich auch stets über dessen „Entwicklungsstand“ informieren 
muss. Im Rahmen der Leistungssteuerung müssen deshalb Monitoring- und Rückmeldesys-
teme entwickelt werden, die innerhalb des Netzwerks abgestimmt sind, das heißt sowohl die 
Zielorientierung des Fallmanagements wie die fachlichen Kriterien der Kooperationspartner 
berücksichtigen. 
 

7. Ergebnissicherung – Controlling 
 
Ein Controllingsystem muss den Leistungsprozess des SGB II so abbilden, dass sowohl 
Qualitäts- wie Ergebnissteuerung möglich ist. Die benötigten Daten müssen über eine geeig-
nete Software, die den Prozess des Fallmanagements unterstützt, gewonnen werden.  
 
Grundvoraussetzung für jedes Controlling ist die Festlegung von sinnvollen Zielen, aus de-
nen Teilziele entwickelt werden. Diesen Zielen und Teilzielen werden dann Kennzahlen zu-
geordnet, um den Zielerreichungsgrad zu messen. 
Das oberste Ziel des Fallmanagements ergibt sich aus § 1 Abs. 1 SGB II, nämlich die Her-
stellung der Fähigkeit des Hilfesuchenden, den Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln zu 
bestreiten, insbesondere durch Aufnahme einer Erwerbstätigkeit. Darunter können verschie-
dene Teilziele formuliert werden, die im Sinne einer sozialen Stabilisierung als notwendige 
Vorbedingungen für eine anschließende Arbeitsmarktintegration als Erfolg verstanden und 
bewertet werden. 
 
Controlling ist Bestandteil eines komplexen Steuerungskonzeptes, zu dessen Bestandteilen 
neben der Festlegung strategischer Ziele (s.u.) auch die Definition und beständige Überprü-
fung der „Qualität“ von Leistungsprozessen im Fallmanagement (und darüber hinaus in der 
gesamten „Arbeitsgemeinschaft“) gehört. 
Ergebnis und Qualität der Dienstleistung werden von institutionellen, personellen und Umge-
bungsfaktoren maßgeblich beeinflusst. Ein dem komplexen Leistungsprozess angemesse-
nes Controllingsystem muss einen großen Teil der genannten Faktoren abbilden und zu 
Kennzahlen verdichten. Damit stellt sich die doppelte Aufgabe „Messpunkte“ zu finden, die 
diese Abbildung in valider Weise erlauben und das Datensystem trotz der Komplexität der 
abzubildenden Realität nicht zu unhandlich zu machen. 
 
Das SGB II sieht die Dokumentation der Ergebnisse des Leistungsprozesses der Grundsi-
cherung bereits auf gesetzlicher Ebene vor (§ 54 SGB II). Eingliederungsbilanzen und adä-
quate Systeme für andere Zielsetzungen neben der Eingliederung in den Arbeitsmarkt wer-
den somit „Eckpfeiler“ eines Controllingsystems für alle Leistungsträger darstellen. Gleiches 
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dürfte (wenn auch nicht auf gesetzlicher Ebene reguliert) für die „Aktivierungsquoten“ gelten, 
denn sie sind – wenn auch indirekt – eine maßgebliche Kennziffer für die Finanzausstattung 
der Akteure (ob ARGEn oder optierende Kommunen). 
 
Als Anforderung an ein Controlling-System ist zu formulieren, dass es die Etappen des Leis-
tungsprozesses in einer Weise aufnimmt, die Bewertungen im Hinblick auf strategische Ziele 
erlaubt.  
Eine Bewertung der Arbeit von Fallmanagern kann sich somit an integrativen und fiskali-
schen Zieldimensionen orientieren, die teilweise miteinander korrespondieren: 
 
Integrative Ziele: 

1. Der erfolgreichen Integration in Arbeit, Ausbildung oder in eine tragfähige Selbständig-
keit, ausgedrückt über entsprechende (un-/geförderte) Integrationsquoten. 
2. Der Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit (Annäherung an die Anforderungen 
des Arbeitsmarktes), ausgedrückt in Aktivierungsquoten(A) analog SGB III.  
3. Der Aktivierung zur Wiedererlangung potenzieller Beschäftigungsfähigkeit insbesonde-
re durch sozialintegrative Maßnahmen (Entschuldung, psychosoziale Stabilisierung, 
Suchtbewältigung), ausgedrückt in Aktivierungsquote SGB II (S) (Stabilisierungsquote)  

 
Fiskalziele: 

1. Vermeidung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit 
2. Angemessenheit der Aktivierungs- und Integrationskosten je eHb/ Bedarfsgemein-
schaft 

 
Jede der hier aufgeführten Zieldimensionen lässt sich weiter verfeinern: nach regionalen 
Besonderheiten des Arbeits- und Ausbildungsstellenmarktes beispielsweise, nach individuel-
lem Unterstützungsbedarf der Kunden (Zielgruppenzugehörigkeit), nach eingesetzten In-
strumenten oder in verschiedenen Detailliertheitsgraden. 
 
Zu den für ein Controlling des Fallmanagements erforderlichen Daten gehören: 
 Strukturdaten – zur Bildung von Verhältniszahlen 
 Rahmendaten – Arbeitslosen- und Leistungsempfängerquoten, Erwerbsbeteiligung 
 Zugangsdaten – Gründe für die Übernahme in das Fallmanagement,  
 Beratungsdaten – Ablehnungsgründe, demografische Struktur der FM-Kunden, Dauer 

der Beratung 
 Diagnosedaten – Standardisierte Problemtypen, standardisierte Ressourcentypen  
 Daten der Zielvereinbarung – standardisierte Zielbereiche, Korrespondenz Problemdiag-

nose und Zielvereinbarung 
 Integrationsplanung – Angebotsstruktur-/liste, Aktivierungsquote nach Zielgruppen 
 Daten zum Gesamtprozess des FM – Termine, Bruttodauer, Arbeitszeit je Fall, Kosten je 

Fall und Maßnahme, Kooperationspartner 
 Ergebnisse/Wirkungen – Zielerreichungsquoten, Abbruchquoten, Eingliederungsquoten 

 
An die zur Anwendung kommende Software ist die Anforderung zu stellen, nicht nur den 
Führungskräften, sondern auch den Mitarbeitern den Zugriff auf die Controlling-Daten zu 
erlauben, damit sie sich stets ein Abbild der von ihnen verantworteten Leistungsprozesse 
machen können. 
 

8. Organisation/ Feldverantwortung 
 
Das Fallmanagement kann in einer arbeitsteiligen Organisationsform sowohl innerhalb eines 
Job-Centers als Teil der entsprechenden Organisation als auch extern bei Dritten angesie-
delt sein, entsprechende Qualität vorausgesetzt.  

Fallmanagement innerhalb der Job-Center kann sich organisatorisch orientieren an: 
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 Der Zuordnung zum Bereich Beratung / Vermittlung, da beschäftigungsorientiertes Fall-
management ganz klar auf das Ziel der Integration in Arbeit ausgerichtet ist. 

 Es ist davon auszugehen, dass die Fallzumessung bei Fallmanagern aufgrund der be-
sonderen Komplexität ihrer Fälle niedriger ist als im Durchschnitt, sie also mehr Zeitres-
sourcen in jeden Fall investieren können. Die in der Begründung zum SGB II genannte 
Schlüssel von 1:75 kann dabei ein Orientierungswert sein. Je nach Schwierigkeit der 
Klientel können auch höhere oder aber niedrigere Betreuungsschlüssel sinnvoll sein. Das 
ist vor Ort zu entscheiden.  

 Weiterhin kann es sinnvoll sein, dass sich Fallmanager spezialisieren. Bestimmte Ziel-
gruppen, etwa bestimmte Migrantengruppen, Sinti und Roma oder aber Jugendliche er-
fordern besondere soziale und kulturelle Kompetenzen und die Kontakte zu jeweils spezi-
fischen Trägern und Kooperationspartnern (zum Beispiel ausländische Vereine, ethni-
sche Vertrauenspersonen, Jugendzentren etc.) 

 Es kann sinnvoll sein, Fallmanagement auch bei Dritten anzusiedeln. Das gilt vor allem 
dann, wenn die entsprechend qualifizierten Mitarbeiter intern nicht verfügbar sind oder 
wenn für bestimmte Spezialaufgaben intern nur eine unterkritische Zahl von Fällen vor-
handen ist, wenn also bei einem externen Fallmanager Fälle von verschiedenen Job-
Centern und anderen Auftraggebern gebündelt werden können und damit eine ausrei-
chende Auslastung erreicht werden kann. Wichtig ist, dass auch externe Fallmanager in 
das Design der Leistungsprozesse im Job-Center eingebunden werden, diese Prozesse 
also für ihn sehr transparent sind, wie umgekehrt auch das Vorgehen des externen Fall-
managers für das Job-Center sehr gut nachvollziehbar sein muss. Darüber hinaus kann 
ein wichtiger Vorteil des externen Fallmanagements gerade in der Distanz zum Job-
Center liegen. Es ist manchmal für „Dritte“ leichter, ein Vertrauensverhältnis und ein pro-
duktives Arbeitsbündnis mit den Klienten herzustellen. Vielfach haben Dritte auch besse-
re Kontakte zu weiteren Trägern und Diensten, sind besser in bestimmten Milieus veran-
kert (zum Beispiel bei Migranten oder sozialen Brennpunkten).   

 Dokumentationsstandards und die Qualitätssicherung sollten bei externem Fallmanage-
ment genau auf die Kompatibilität mit denen des Job-Centers hin überprüft werden. Die 
entsprechenden Aufträge und Kontrakte mit Dritten sollten entsprechende Standards und 
Verfahren der fortlaufenden Prozessoptimierung vorsehen.  

FM erfordert ein gut strukturiertes Netzwerk von Institutionen und Dienstleistern. Die Herstel-
lung und Pflege eines solchen Netzwerks erfolgt auf drei Ebenen: 

Mikroebene: Ebene des einzelnen Fallmanagers 

Fallmanagement erfordert eine gute Kenntnis der örtlichen Landschaft von sozialen Diens-
ten, Trägern, privaten Anbietern und sonstigen Kooperationspartnern, die in der Organisation 
des Eingliederungsprozesses relevant sein können. Jeder Berater oder Fallmanager sollte 
darüber einen möglichst guten Überblick haben, seine Kenntnisse möglichst durch eigene 
Kontakte validieren und sich regelmäßig um eine Bewertung der Leistungsfähigkeit der Part-
ner und um eine Weiterentwicklung seines Netzwerks bemühen, also etwa neue Anbieter 
kennen lernen, mit den vorhandenen Partnern über die Weiterentwicklung ihrer Angebote 
sprechen. Der Fallmanager muss ein guter Netzwerker sein, der auf der einen Seite Kontak-
te aufbaut und pflegt, Vertrauen zu Partnern aufbaut, Kooperationsbeziehungen gestaltet, 
auf der anderen Seite aber auch die notwendige kritische Distanz zu seinen Partnern und 
deren Leistungen bewahrt, verhandlungsstark ist, Standards durchsetzt und in der Koopera-
tion eine klare Zielorientierung durchsetzt. 

Mesoebene: Ebene der Gesamtorganisation. 

FM braucht jedoch auch eine Systemunterstützung. Zu den Aufgaben der Gesamtorganisati-
on gehört, sicher zu stellen, dass alle erforderlichen Angebote in Reichweite (räumlich und 
zeitlich) verfügbar sind. Dazu gehören u.a. das Assessment der vorhandenen internen und 
externen Leistungsanbieter, die systematische Entwicklung der örtlichen Anbieterkulisse, der 
Abschluss von Rahmenverträgen über Leistungen, die Aufbereitung von Informationen über 
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die Anbieterstruktur und ihre Konditionen als Arbeitshilfen für das Fallmanagement, die Eva-
luation der Leistungsanbieter, das Qualitätsmanagement (QM) und übergreifende Control-
lingprozesse und die Führung der Fallmanager. Insbesondere kommt dieser Ebene auch die 
Aushandelung von Zielvereinbarungen und den zugehörigen Erfolgsindikatoren mit den 
Fachkräften wie den Zentralinstitutionen zu.  

Makroebene: Übergreifende Ebene 

Dieser Ebene werden Eingriffe in die Fallarbeit oder die Organisation zugeordnet, die nicht 
mehr unmittelbar durch die Fach- und Führungskräfte vor Ort zu beeinflussen sind. 
Die Art, wie der Gesetzgeber beispielsweise die Regelungen zur Eingliederungsvereinba-
rung festgelegt hat (§ 15 SGB II), beeinflusst den unmittelbaren Kontakt zwischen Fallmana-
gerin und Kundin; ebenso die rechtlichen Folgen bei fehlender Mitwirkung. Auch die zwi-
schen den Ministerien und dem Vorstand der Bundesagentur ausgehandelten geschäftspoli-
tischen Ziele (§ 48 SGB II) wirken unmittelbar auf der Ebene der Organisation, beispielswei-
se in den Controllingprozessen oder im Verhältnis von Führung zu Fachkräften sowie auch 
der Ebene der Fachkräfte, beispielsweise durch Fokussierung auf neue/veränderte Zielgrup-
pen. 
Feldverantwortung bedeutet in diesem Zusammenhang auch, auf einer höheren Ebene die 
Problemlagen zurückzukoppeln, die regional nicht oder nur unzureichend beeinflusst werden 
können. 
 

 


